Stadt Fiirstenberg/Havel Fiirstenberg/Havel, den 19.10.2022
Der Blirgermeister

Markt 1

16798 Flrstenberg/Havel

BESCHLUSSVORLAGE DS-Nr.: 305/2022

Offentliche Sitzung

Federfiihrendes Amt:
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Stadtverordneten- 27.10.2022 12022 Entscheidung
versammlung

Beratung und Beschlussfassung zum Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® in__ Fiirstenberg/Havel
- Abwégung der eingegangenen Hinweise und Bedenken aus der erneuten Beteilung der Offentlichkeit sowie
aus der Beteiligung der beriihrten Behérden sowie Satzungsheschluss

Beschlussvorschlag

1. Die Stadtverordnetenversammiung hat die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens eingegangenen Stellungnahmen
geprift und beschlieft die Abwéagung geman Anlage 1.

2. AuBerdem wird der beigefiigte Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick” bestehend aus der Planzeichnung und den
textlichen Festsetzungen als Satzung beschlossen. Die Begriindung wird gebilligt.

Begriindung
Zu 1: Im Rahmen der erneuten Beteiligung der Offentlichkeit in der Zeit vom 12.09.2022 bis zum 27.09.2022 sind keine

Stellungnahmen eingegangen. Mit Schreiben vom 16.09.2022 erfolgte die Beteiligung des Landkreises Oberhavel als
beriihrte Behorde. Die eingegangene Stellungnahme wurden in der Abwagungsliste beriicksichtigt.

Zu 2. Gemal § 10 Abs. 1 BauGB ist der Bebauungsplan als Satzung zu beschlieRen.

Da fiir die Stadt Fiirstenberg/Havel kein rechtskraftiger Flachennutzungsplan vorliegt, ist eine Genehmigung des
Bebauungsplanes bei der hdheren Verwaltungsbehérde zu beantragen. Nach erteilter Genehmigung kann der
Bebauungsplan ortsiiblich bekannt gemacht werden. Mit erfolgter Bekanntmachung ist der Bebauungsplan rechtskraftig.

Im Auftrag

adatz
Bauamtsleiter

Anlagen: 1 - Abwagungsliste (Stand: 19.10.2022)
2 - Begriindung mit Festsetzungen und Planzeichnung (Stand: 19.10.2022)
Beschlussfassung:

Mitglieder davon Ja-Stimmen: Nein-Stimmen: Stimment-
insgesamt: anwesend: haltungen:
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Stadt Furstenberg/ Havel Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstlck
Bauamt/Bauplanung erneute Beteiligung der Offentlichkeit und der
Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange

gemal § 4a Abs. 3 BauGB

Bebauungsplan Nr. 15 ,,Schlossgrundstiick” in Fiirstenberg/ Havel

19.10.2022

A. Ergebnis der Auswertung der erneuten Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 4a Abs. 3 BauGB zum
Entwurf des Bebauungsplans Nr. 15 ,,Schlossgrundstiick“ in Fiirstenberg/ Havel.

1. Verfahren

Flr das Bebauungsplanverfahren wurde im Zeitraum vom 12. September bis zum 27. September 2022 die erneute
Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 4a Abs. 3 BauGB durchgefihrt. Die Offentlichkeitsbeteiligung wurde im Amts-
blatt fiir die Stadt Firstenberg (Havel) vom 02. September 2022 bekanntgemacht.

2. Auswirkungen auf die Planung

Es wurden keine Stellungnahmen abgegeben. Auswirkungen auf die Planung ergeben sich demzufolge nicht.

B. Ergebnis der Auswertung der erneuten Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher
Belange gemaR § 4a Abs. 3 BauGB zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 15 ,,Schlossgrundstiick® in
Furstenberg/ Havel.

1. Verfahren

Wegen einer Plananderung, die aufgrund von vorgebrachten Sachverhalten in der Stellungnahme des Landkreises in
der 1. erneuten Behdrdenbeteiligung erforderlich war, wurde eine weitere erneute Behdrdenbeteiligung durchgefihrt.
Diese war auf den Landkreis beschrankt, da andere Behdrden und Trager offentlicher Belange von der Anderung
nicht berthrt sind.

Die erneute Beteiligung des Landkreises Oberhavel erfolgte mit Schreiben vom 16.09.2022. Mit Schreiben vom
13.10.2022 hat der Landkreis Oberhavel zur gednderten Planung Stellung genommen.

2. Auswirkungen auf die Planung

Aus der erneuten Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4a Abs. 3 BauGB
ergibt sich keine Veranderung am Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick®. Der Bebauungsplan kann beschlos-
sen und festgesetzt werden.



Stadt Furstenberg/ Havel
Bauamt/Bauplanung
Stand: 19.10.2022

Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick
erneute Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange gem. § 4a Abs. 3 BauGB

Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Lfd.
Nr.

Behorde / Tra-
ger,
Datum

Stellungnahme

Abwiégungsvorschlag

11

Landkreis Ober-
havel FB Bau-
ordnung und Ka-
tasteramt

13.10.2022

A EINLEITENDE BEMERKUNGEN

Der Landkreis Oberhavel wurde durch Sie mit Schreiben vom 16.09.2022
aufgefordert, zum geanderten Entwurf des Bebauungsplans Nr. 15
»Schlossgrundstick® als Trager offentlicher Belange erneut Stellung zu
nehmen. Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt als Bebauungsplan
der Innenentwicklung unter Einbeziehung von Aufenbereichsflachen im
beschleunigten Verfahren ohne Durchfihrung einer Umweltprifung.

Die koordinierende Aufgabe der Biindelung der Stellungnahmen der Kreis-
verwaltung als Trager 6ffentlicher Belange obliegt dem Fachbereich Bau-
ordnung und Kataster, Fachdienst Rechtliche Bauaufsicht.

Folgende Unterlagen standen zum Download bereit:

Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® mit Begriindung (Stand
15.08.2022)

Bekanntmachung der Stadt Furstenberg/Havel (Amtsblatt vom
02.09.2022)

Auswertung der erneuten Beteiligung der Offentlichkeit (Stand
15.08.2022)

Von Seiten des Landkreises Oberhavel werden zu o. g. Bebauungsplan-
entwurf Nr. 15 der Stadt Firstenberg/Havel folgende Hinweise abgegeben.
Ich bitte Sie, diese im Rahmen der kommunalen Planungshoheit in die er-
forderliche Abwagung mit einzubeziehen.

1.2

B BERUCKSICHTIGUNG DER BELANGE DES
LANDKREISES

1. Belange des Bereiches Planung

1.1  Weiterfiihrende Hinweise




Stadt Furstenberg/ Havel
Bauamt/Bauplanung
Stand: 19.10.2022

Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick
erneute Beteiligung der Behdrden und sonstigen

Trager offentlicher Belange gem. § 4a Abs. 3 BauGB

Lfd.
Nr.

Behorde / Tra-
ger,
Datum

Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

1.1.1 Feinsteuerung nach § 1 BauNVO

Begriindung zum Bebauungsplanentwurf

Eine radumlich differenzierte Feinsteuerung nach der Art der zuldssigen Nut-
zung gemal den Gliederungsmaoglichkeiten des § 1 BauNVO erfolgt aus-
schliellich situationsgerecht nach den stadtebaulichen Entwicklungsvor-
stellungen der Gemeinde, d. h. ob sie fiir die staddtebauliche Entwicklung
und Ordnung erforderlich ist (§ 1 Absatz 3 BauGB). Dabei hat sich die Ge-
meinde an den in § 1 Absatz 5 BauGB genannten Planungsgrundsatzen
zu orientieren. Zudem muss ein Abweichen von der in der BauNVO vorge-
gebenen Gebietstypisierung durch hinreichend gewichtige stadtebauliche
Allgemeinwohlbelange in nachvollziehbarer Weise gerechtfertigt sein (§ 1
Absatz 6 BauGB — Zusammenstellung wichtiger 6ffentlicher und privater
Belange).

Eine radumlich differenzierte Feinsteuerung nach der Art der zuldssigen Nut-
zung hat sich nicht nach den Anwendungsvoraussetzungen fiir die Durch-
fihrung des beschleunigten Verfahrens zu orientieren. Die Begriindung be-
darf der Uberarbeitung.

Dem Hinweis wird gefolgt.

Die Begrindung wird um eine entsprechende Darlegung
redaktionell erganzt, die Inhalte der Planung bleiben un-
verandert.

13

Bebauungsplanentwurf (Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung)

Gepriift werden sollte eine raumlich differenzierte Feinsteuerung (Abgren-
zung unterschiedlicher Arten der baulichen Nutzung) entsprechend der
geplanten bzw. bereits zum Teil genehmigten (Az 06137/2021) und be-
gonnenen Durchflhrung in 2 Bauabschnitten (WA 1 = Teilobjekt Schloss
mit Fahrradhaus und PKW-Stellplatzanlage = 1. Bauabschnitt, WA 2 = 2.
Bauabschnitt, Abgrenzung WA 1/ WA 2 gemaR Ubersichtsplan ,Ver- und
Entsorgung® zum Teilobjekt Schloss mit Grenzziehung entlang der Grun-
flache).

Dem Hinweis wird nicht gefolgt.

Die Abgrenzung der Baugebiete entspricht einer Abstim-
mung mit dem Landkreis zum geltenden Planungsrecht aus
dem August 2021. Abweichend davon wurde bei der Bau-
genehmigung eine geringflgige Erweiterung bei der Beur-
teilung des Innenbereiches vorgenommen. Hierbei handelt
es sich aber lediglich um nichtiberbaubare Grundsticksfla-
chen in unmittelbarer Nahe des Schlossgebdudes. Aus-
wirklungen auf die Festsetzungsinhalte oder die Zulassig-
keit von Vorhaben ergeben sich durch die Beibehaltung der
Abgrenzung der Baugebiete nicht. Sie soll weiterhin daran
orientiert sein, dass geplante Gebaude hinter der stral’en-
abgewandten Gebaudeflucht des Schlosses dem WA 2 zu-




Stadt Furstenberg/ Havel
Bauamt/Bauplanung
Stand: 19.10.2022

Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick
erneute Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange gem. § 4a Abs. 3 BauGB

Lfd. | Behorde / Tra- Stellungnahme Abwagungsvorschlag
Nr. ger,
Datum
geordnet werden. Die Begrindung wird um eine entspre-
chende Darlegung redaktionell erganzt, die Inhalte der Pla-
nung bleiben unverandert.
1.4 C SCHLUSSBEMERKUNGEN

Die formellen und materiellen Regelungsinhalte sowie Erfordernisse, die

aus weiteren Rechtsvorschriften entstehen, bleiben von dieser Stellung-
nahme unberuhrt.

Fir ein Erorterungsgesprach mit Bezug auf die o. g. Planung steht der im
Briefkopf genannte Bearbeiter bei Bedarf zur Verfligung.

Kenntnisnahme.




Begriindung
gemal § 9 Abs. 8 BauGB zum

BEBAUUNGSPLAN Nr. 15

»Schlossgrundstick
Der Stadt Fiirstenberg/Havel
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Satzungsexemplar der Begriindung
Stand: 19.10.2022




Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® Stadt Firstenberg/Havel

Satzungsexemplar der Begriindung
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Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® Stadt Firstenberg/Havel
Satzungsexemplar der Begriindung
Stand: 19.10.2022

A. Begriindung

l. Planungsgegenstand und Entwicklung der Planungsiiberlegungen

I. 1. Veranlassung und Erforderlichkeit

Gemal § 1 Abs. 3 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) haben Gemeinden Bauleitplane aufzustellen,
sobald und soweit es fur die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Anlass fur
die Durchflhrung des Bebauungsplanverfahrens Nr. 15 ,Schlossgrundstiick” sind die Bestrebun-
gen, das teils im AuRenbereich liegende Schlossgrundstiick im Herzen Furstenberg/Havels einer
vertraglichen Wohnnutzung zuzufihren.

Grundlage fur die Erarbeitung des Bebauungsplans bildet ein staddtebauliches Konzept eines Vor-
habentragers. Das moégliche Entwicklungskonzept sieht die Planung einer aufgelockerten Wohn-
und Parkanlage rund um das denkmalgeschutzte und fir diesen Plan namensgebende Schloss
vor.

Mit der Durchflihrung eines verbindlichen Bauleitplanverfahrens soll im Sinne des § 1 Abs. 3 und
5 Baugesetzbuch (BauGB) eine geordnete und nachhaltige stadtebauliche Entwicklung sowie
eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodenordnung gewahrleistet werden.

. 2. Anwendbarkeit des § 13b BauGB - Einbeziehung von AuRenbereichs-
flachen in das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemaf § 13b BauGB (Einbeziehung von
Aufienbereichsflachen in das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB) aufgestellt. Der Be-
bauungsplan wird als qualifizierter Bebauungsplan gemaf § 30 Abs. 1 BauGB mit Art und Mal
der baulichen Nutzung und Uberbaubaren Grundstiicksflachen festgesetzt.

Mittels BauGB-Novelle 2017 hat der Gesetzgeber den Anwendungsbereich von § 13a BauGB
und des sog. beschleunigten Verfahrens zur Aufstellung von Bebauungsplanen ausgedehnt.
Nach § 13b BauGB gelten nunmehr insbesondere die Verfahrenserleichterungen des § 13a Abs.
2 BauGB auch fur Bebauungsplanverfahren, ,durch die die Zulassigkeit von Wohnnutzungen auf
Flachen begrundet wird, die sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschlieRen®. Die um-
gebende Innenbereichsflache stellt hier die Flache um das bestehende Schloss Firstenberg dar
(vgl. Kapitel 11.1), das sich ebenfalls im Geltungsbereich befindet, sowie alle Flachen auf der ge-
genuberliegenden Uferseite von Iserdieck und Schulhavel.

Ziel der Regelung ist es, die Schaffung neuen Wohnraumes zu erleichtern bzw. zu beschleuni-
gen. Diese Moglichkeit soll im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens Anwendung
finden. Auf Grundlage der BauGB Novelle 2021 kann das Verfahren gemaf § 13b BauGB bis
zum 31. Dezember 2022 formlich eingeleitet werden; der Satzungsbeschluss nach § 10 Absatz
1 ist bis zum 31. Dezember 2024 zu fassen.

Die Aufstellung des Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren wurde in der Sitzung des Ge-
meinderates der Stadt Flrstenberg/Havel am 26.08.2021 beschlossen.

Gemal § 13b BauGB kénnen Bebauungsplane im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden,
sofern die Bebauungsplane folgende Voraussetzungen erflllen:

1. Grundflache im Sinne des § 13b Satz 1 BauGB von weniger als 10.000 m?,
2. Begrindung der Zulassigkeit von Wohnnutzungen,

3. Anschluss an im Zusammenhang bebaute Ortsteile.



Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® Stadt Firstenberg/Havel
Satzungsexemplar der Begriindung
Stand: 19.10.2022

Da der Bebauungsplan die o0.g. Voraussetzungen erfllt, ist eine Aufstellung im beschleunigten
Verfahren gemaf} § 13a BauGB und somit auch im nachgelagerten Verfahren gem. § 13b BauGB
zuldssig.

Das beschleunigte Verfahren ist gemaf § 13b Satz 1 BauGB fir Bebauungsplane anwendbar,
die eine Grundflache von weniger als 10.000 m? festsetzen, wobei Bebauungsplane in engem
raumlichen, sachlichen und zeitlichen Zusammenhang gemaf § 13a Abs. 1 Satz 2 BauGB mit-
zurechnen sind. Im vorliegenden Fall liegt weder ein raumlicher, sachlicher noch zeitlicher Zu-
sammenhang zu anderen Verfahren vor.

Bis auf die Limitierung zur Festsetzung von 10.000 m? Grundflache, gelten die Regelungen zum
Verfahren des § 13 BauGB und § 13a BauGB fir den § 13b BauGB. Somit ware die Anwendung
des beschleunigten Verfahrens ausgeschlossen, wenn der Bebauungsplan die Zulassigkeit von
Vorhaben begriinden wiirde, die der Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitspru-
fung nach dem Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung oder nach Landesrecht unterlie-
gen. Da die Zulassigkeit solcher Vorhaben durch den vorliegenden Bebauungsplan nicht begrin-
det wird, stehen Regelungen zur Umweltvertraglichkeitsprifung der Aufstellung des Bebauungs-
plans nach § 13b BauGB nicht entgegen. Des Weiteren ist die Durchflihrung des beschleunigten
Verfahrens daran gekoppelt, dass keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachtigung der Erhaltungs-
ziele und des Schutzzwecks der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europai-
schen Vogelschutzgebiete bestehen. In der direkten Umgebung zum Plangebiet befinden sich
keine FFH-Gebiete und somit sind keine Auswirkungen zu erwarten.

Im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB wird adaquat zum vereinfachten Verfahren ge-
maR § 13a BauGB i.V.m § 13 BauGB - von der Umweltprufung nach § 2 Abs. 4 BauGB und der
Erstellung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB abgesehen. Der Verzicht auf die Umweltpri-
fung befreit jedoch nicht von der materiellen Pflicht, die Umweltbelange in der Abwagung gemaf
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu berticksichtigen. Die Auswirkungen der Planung auf die Umwelt wer-
den in dieser Begrindung im Kapitel Ill.1 dargestellt.

I. 3. Beschreibung des Plangebiets
l. 3. 1. Stadtraumliche Einbindung/Gebietsentwicklung

Das ca. 3 ha grof3e Plangebiet grenzt direkt nérdlich an die Altstadt Firstenberg/Havels an und
schlief3t die Wasserflachen (Havelnebenarme Iserdiek und Schulhavel) mit ein.

Die Stadt Firstenberg/Havel liegt im Landkreis Oberhavel des Landes Brandenburg. Die Stadt
liegt im noérdlichen Teil des Landes Brandenburg direkt an der Grenze zu Mecklenburg-Vorpom-
mern. Nach Neubrandenburg oder nach Neuruppin sind es etwa 50km. Nach Berlin sind es Uber
die Bundesstralle B96 ca. 80km. Furstenberg/Havel hat aktuell (Stand 2019) 5.905 Einwohner.

Das Baugrundstiick befindet sich im nérdlichen Zentrum Firstenberg/Havels und ist von drei Sei-
ten durch Iserdiek (Norden und Westen) und der Schulhavel (Stiden) mit Wasser umgeben. Ost-
lich schlief3t das Plangebiet an die Bundesstralle B96 an. Der Bahnhof Furstenberg/Havel ist tber
die Rathenaustrale in ca. 500m Entfernung vom Plangebiet ful3laufig erreichbar. Der Ortskern
Furstenberg/Havel (Marktplatz) liegt ca. 200m sudlich des Plangebiets. Aufierdem befindet sich
direkt sudlich an das Plangebiet angrenzend ein Lebensmitteleinzelhandel. Die Bundesstralle
B96 ermdglicht einen direkten Anschluss nach Siden in Richtung Berlin oder nach Norden in
Richtung Neubrandenburg.

I. 3. 2. Geltungsbereich und Eigentumsverhaltnisse

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® wird begrenzt durch
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den Iserdiek im Norden

die Bundesstralle B96 im Osten
die Schulhavel im Siden

den Iserdiek Westen

Er umfasst die Flurstiicke 889, 104/2 und 104/4 der Flur 020, Gemarkung Furstenberg/Havel.
Eigentumsverhaltnisse

Das Flurstlick 889 befindet sich in privatem Eigentum. Die (Wasser)-Flurstlicke 104/2 (Iserdiek)
und 104/4 (Schulhavel) befinden sich im Eigentum der Stadt Furstenberg/Havel.

I. 3. 3. Stadtebauliche Situation und Bestand
1.3.3.1. Bebauungs- und Nutzungsstruktur

Das Plangebiet umfasst das gesamte ehemalige Schlossgrundstiick in dessen Zentrum das
denkmalgeschitzte Schloss steht, welches derzeit ungenutzt ist und saniert werden soll. Das
sonstige Gelande wird gepragt durch die ebenfalls ungepflegten Parkanlagen rund um das
Schloss. Im Sudwesten befindet sich eine ehemalige Klaranlage sowie ein Bauschutthligel mit
Schuttresten aus dem Schloss.

1.3.3.2. Boden / Altlasten

Aufgrund fehlender Einschatzung vorbereitender Bauleitplanung (Flachennutzungsplan), kann
vorab nicht abschlielend eingeschatzt werden, ob hier eine Altlastenverdachtsflache vorliegt.
Daher wurde eine Altlastenuntersuchung durchgefihrt. Die Ergebnisse der Untersuchung werden
in Kapitel 1.5.4. zusammengefasst.

1.3.3.3. Okologie / Freiflichen

Auf den nicht liberbauten Flachen befinden sich lose Rasenflachen, sandige Flachen, Uberreste
baulicher Anlagen sowie vereinzelte Baume und Straucher. Die Flache westlich des Schlossge-
baudes wird als zum AufRenbereich gehdrige Freiflache bewertet. Im Rahmen der Vermessung
wurde eine Baumkartierung vorgenommen. Samtliche Baume wurden im Februar 2021 durch die
Firma Becker — Stadt & Baum auf ihre Vitalitat und Verkehrssicherheit untersucht. Fir vier Baume
wurden eine vertiefte Baumuntersuchung mit dem Titel ,Eingehende Baumuntersuchungen von
vier Baumen zur Feststellung der Verkehrssicherheit im Objekt Schloss Flrstenberg, D-16798
Furstenberg/Havel“ mit Stand vom 23.03.2021 unternommen. Die Baumnummern 34 und 157
sind dabei unter pflegerischen MaRnahmen zu erhalten. Der Baum mit Nummer 34 ist zudem als
Naturdenkmal eingetragen. Gemaf § 28 Abs. 2 BNatSchG sind die Beseitigung eines Naturdenk-
mals sowie alle Handlungen, die zu einer Zerstérung, Beschadigung oder Verdnderungen eines
Naturdenkmals flihren kénnen, verboten. Es gelten die Schutzmaflinahmen der DIN 18920.

l. 3. 4. Geltendes Planungsrecht

Die Grundstlicke des Plangebiets liegen grofitenteils innerhalb eines im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteils in einem Gebiet, flr das es zurzeit keine verbindliche Bebauungsplanregelung im
Sinne von § 30 Baugesetzbuch (BauGB) gibt. Flr den Bereich des Schlosses ist zur Beurteilung
der Zulassigkeit eines geplanten Vorhabens § 34 BauGB malgeblich bis der Bebauungsplan
Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® als Satzung beschlossen wurde. Dieses Gebiet kann nach § 13a
BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) entwickelt werden. Die einbezogene Innenbe-
reichsflache dient dem Gesamtgebiet aulRerdem mit der Versorgung von PKW-Stellplatzen, die
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direkt an der Bundesstralte B96 entwickelt werden sollen, um das Gebiet vor weiteren Larmim-
missionen zu schitzen. Es ermoéglicht somit in stadtebaulich sinnvoller Weise (Parken in Nahe
der Stralte) die Nachverdichtung fir der Gbrigen Schlossinsel. Fir den Umbau des Schlosses
wurde wahrend des Aufstellungsverfahrens eine Baugenehmigung (Az 521010-06137/2021/re
vom 19.07.2022) erteilt, die auch die Feuerwehrumfahrt flir das Schlosses umfasst.

Far die westlichen Teile des Grundstlicks wurde festgestellt, dass diese zum sogenannten ,Au-
Renbereich® zahlen (,Aul3enbereich im Innenbereich®), da eine zusammenhangende Ortsstruktur
und Erschlieffung nicht mehr erkannt werden kann. Der § 35 BauGB ist hier somit bis zum Sat-
zungsbeschluss malgeblich fiir die Beurteilung der Zulassigkeit von Vorhaben. Dieses Gebiet
stellt die ,Einbeziehung von AuRenbereichsflachen in das beschleunigte Verfahren“ gemai § 13b
BauGB dar (siehe Darstellung im Kap. 11.1).

Durch einen Satzungsbeschluss kann flir das Gesamtgebiet ein zusammenhangendes Quartier
mit den dazugehdrigen Strukturen entstehen und stadtebaulich geordnet werden.

l. 3. 5. VerkehrserschlieBung

Ostlich an das Plangebiet schlieRt die Bundesstralke B96 an. Diese ermdglicht einen direkten
Anschluss nach Stden in Richtung Berlin oder nach Norden in Richtung Neubrandenburg. Der
Bahnhof Furstenberg/Havel ist Uber die Rathenaustraf3e in ca. 500m Entfernung von Plangebiet
fuBlaufig erreichbar. Von dort aus verbindet die Regionalbahn RE5 den Hauptbahnhof von Berlin,
Uber Furstenberg/Havel, Neubrandenburg und Rostock.

l. 3. 6. Technische Infrastruktur

Da sich das Plangebiet innerhalb des Siedlungsbereichs befindet, ist davon auszugehen, dass
eine ErschlieBung mit technischen Medien vorhanden bzw. ausbaubar ist. Hierzu fanden bereits
vertiefte Gesprache mit den vor Ort ansassigen Versorgungsunternehmen statt, die dies jeweils
bestatigen. Im Rahmen der Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
eingereichte Stellungnahmen bestatigen dies.

l. 3. 7. Denkmalschutz

Das Schlossgebaude auf dem Grundstiick ist als bauliches Einzeldenkmal auf der Landesdenk-
malliste unter der ID-Nummer (MIDAS Obj. Nr.) 09165237 eingetragen. Noérdlich und sudlich be-
finden sich jeweils zwei unter Denkmalschutz stehende Wohnhauser mit Wirtschaftsgebauden.
Die Planung greift nicht in die bestehenden baulichen Denkmale ein. Das Schloss soll denkmal-
gerecht saniert werden.

l. 4. Planerische Ausgangssituation
l. 4. 1. Ziele und Grundsiatze der Raumordnung und Landesplanung / Regionalplanung

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitplane der Gemeinde den Ubergeordneten Grundsatzen
und Zielen der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. Neben allgemeinen Vorgaben
aus dem Raumordnungsgesetz (ROG) des Bundes, sind im Rahmen der Verbindlichen Bauleit-
planung insbesondere Landesentwicklungs- und Regionalplane zu beachten.

Ziele der Raumordnung- und Landesplanung ergeben sich aus:

e dem Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.07.2007 (GVBI. | S. 235),
das ab seinem Inkrafttreten am 01.Februar 2008 den Ubergeordneten Rahmen der ge-
meinsamen Landesplanung fir die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg bildet

und
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dem Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR), der als
Rechtsverordnung der Landesregierungen auf der Ebene der Landesplanung die Raum-
ordnung konkretisiert und erganzt. Er ist am 01.07.2019 wirksam geworden — verdffent-
licht im Gesetz- und Verordnungsblatt flir das Land Brandenburg, Teil I, Jahrgang 2019,
Nummer 35 — und hat den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) abge-
I6st.

Folgende Ziele der Raumordnung sind als sonstige Erfordernisse bei der Aufstellung dieses Be-
bauungsplans zu berlcksichtigen:

l. 4. 2. Landesentwicklungsprogramm fiir die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg

Die Planung entspricht den Festlegungen (Grundsatzen der Raumordnung) des Landesentwick-
lungsprogramms 2007 (LEPro 2007), wonach die Hauptstadtregion nach den Prinzipien der zent-
ralértlichen Gliederung entwickelt werden soll, zuklinftige Siedlungsentwicklungen und Ansied-
lungen innerhalb der raumordnerisch festgelegten Siedlungsbereiche stattfinden und der Star-
kung der Zentralen Orte dienen sollen.

Gemal § 1 Abs. 2 LEPro 2007 soll die Hauptstadtregion im Sinne des Nachhaltigkeits-
prinzips raumlich polyzentral entwickelt werden. Vorhandene Starken sollen vorrangig ge-
nutzt und ausgebaut werden. Im Sinne des Leitbildes ,Starken starken® werden rdumliche
und sektorale Schwerpunkte gesetzt.

Gemal § 1 Abs. 4 LEPro 2007 soll die Hauptstadtregion u.a. als Wissens- und Kultur-
standort gestarkt werden. Metropolregionen sind wichtige RGume zur Beschleunigung der
wirtschaftlichen Entwicklung und zur Ansiedlung von Arbeitsplatzen. Die Hauptstadtregion
muss sich im Zusammenspiel innerhalb und zwischen den weltwirtschaftlichen Integrati-
onszonen behaupten und ihre Attraktivitat als Standort u.a. fir Bildung und Kultur weiter-
entwickeln und starker sichtbar machen. Die Hauptstadtregion verfligt daftir bereits Uber
ein hohes Maf} an kultureller Bedeutung und Uber ein entsprechendes internationales An-
sehen (Symbolfunktion). Die teilraumlich differenzierten Potenziale und Besonderheiten
der Teilrdume (z. B. im Hinblick auf raumliche Milieus fir Kreativitat, Innovation, Kommu-
nikation, Bildung, Leben und Erholen, Tourismus, Kultur und Geschichte) sollen dazu ge-
starkt und weiterentwickelt werden.

Gemal § 5 Abs. 1 LEPro 2007 soll die Siedlungsentwicklung auf raumordnerisch festge-
legte Siedlungsbereiche ausgerichtet werden. Der Gewerbeflachenentwicklung soll dane-
ben angemessen Rechnung getragen werden. Die vorliegende Planung umfasst ein klei-
nes Grundstick (3 ha) in Furstenberg/Havel, welches zum Ziel hat Wohnnutzungen in die
teils brachliegenden Flachen zu bringen sowie Freirdume in Form einer Parkanlage zu
realisieren. Gewerbliche Nutzungen sind nur insoweit zulassig, wie sie dem Charakter des
allgemeinen Wohngebietes nicht entgegenstehen.

Gemal § 5 Abs. 2 und 3 LEPro 2007 soll bei der Siedlungsentwicklung die Innenentwick-
lung Vorrang vor der Aullenentwicklung haben. Bei der Siedlungstatigkeit soll daher ne-
ben der Erhaltung und Umgestaltung des baulichen Bestandes vorhandener Siedlungs-
bereiche, vor allem die Reaktivierung von Brachflachen Prioritat haben bzw. eine Nutzung
erschlossener Baulandreserven. Mit der damit zu erwartenden erhéhten Auslastung be-
stehender Infrastruktur- und Gemeinbedarfseinrichtungen kann deren Tragfahigkeit ge-
stutzt und zugleich verkehrsvermeidend nahraumlich organisiert werden, was zu einer
nachhaltigen Siedlungsentwicklung beitragt. Die Reaktivierung des brachliegenden
Schlosses flir eine Wohnnutzung entspricht diesen Vorgaben.

Gemal § 5 Abs. 3 LEPro 2007 sind bei der Siedlungsentwicklung verkehrssparende Sied-
lungsstrukturen durch eine moglichst breite Mischung der Nutzungen, wie z.B. Wohnen,
Arbeiten, Bildung, Erholung anzustreben. Die Revitalisierung des zentral liegenden
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Schlossgrundstiicks unterstitzt, vornehmlich durch die Starkung der Wohn- und Erho-
lungsfunktionen, die Einhaltung der genannten Grundsatze.

o Gemal § 6 Abs. 1 LEPro 2007 sollen die Naturglter Boden, Wasser, Luft, Pflanzen- und
Tierwelt in ihrer Funktions- und Regenerationsfahigkeit sowie ihrem Zusammenwirken ge-
sichert und entwickelt werden. Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung ge-
tragen werden. Die Revitalisierung der brachliegenden Flache sowie die naturnahe Ein-
bindung des Quartiers entspricht diesem Ziel.

e Gemal § 6 Abs. 2 LEPro 2007 soll eine Inanspruchnahme und Zerschneidung des Frei-
raums durch Infrastrukturtrassen vermieden werden. Weil mit der Revitalisierung des
Schlossgrundstiicks vor allem an bestehende Infrastrukturtrassen angeschlossen wird, ist
von einer Zerschneidungswirkung des Freiraums nicht auszugehen.

l. 4. 3. Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion (LEP HR)
Ziele und Grundséatze der Raumordnung

Der aus dem LEPro abgeleitete LEP HR trifft als Rechtsverordnung der Landesregierungen mit
Wirkung fiir das jeweilige Landesgebiet Festlegungen in textlicher und zeichnerischer Form zur
Steuerung der Siedlungs- und Freiraumentwicklung. Die Festlegungen sind in Ziele (Z) (verbind-
liche Vorgaben der Raumordnung) und Grundsétze (G) (allgemeine Vorgaben der Raumordnung
fur nachfolgende Abwagungs- und Ermessensentscheidungen) gegliedert. Im LEP HR werden
textliche Festsetzungen zu folgenden Themen getroffen:

1. Hauptstadtregion

Wirtschaftliche Entwicklung, Gewerbe und grof¥flachiger Einzelhandel
Zentrale Orte, Grundversorgung und Grundfunktionale Schwerpunkte
Kulturlandschaften und landliche Raume

Siedlungsentwicklung

Freiraumentwicklung

Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung

© N o gk~ DN

Klima, Hochwasser und Energie
9. Interkommunale und regionale Kooperation.

Die Stadt Furstenberg/Havel wird in der Festlegungskarte als ,Siedlungsflache® dargestellt. Aus-
gedehnte Flachen um Firstenberg/Havel herum sind als Freiraumverbund gemaf Ziel 6.2 dar-
gestellt. Aufgrund der Entfernung des Plangebiets zum Freiraumverbund, der geringen GréRe
des Plangebiets und der zentralortlichen Lage, konnen Auswirkungen ausgeschlossen werden.

Fur die Siedlungsflachen gibt der LEP HR keine naher definierten Ziele vor. Der LEP HR setzt
hierbei selbstverstandlich keine flurstlicksscharfen Abgrenzungen fest.

Bewertung der planungsrelevanten Ziele und Grundsatze

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstick® werden
die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange geman § 4 Abs. 2 BauGB um Stellung-
nahme gebeten. In diesem Rahmen gaben die Gemeinsame Landesplanung zuletzt am
11.03.2022 sowie Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel am 22.02.2022 ihre Zu-
stimmung zur Planung ab.
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l. 4. 4. Regionalplan Prignitz-Oberhavel 2020

Der Beschluss Uber den Regionalplan ,Prignitz-Oberhavel“ wurde am 08.10.2020 gefasst. In der
Festlegungskarte ,,Grundfunktionale Schwerpunkte“ wird Flrstenberg/Havel als Grundfunktiona-
ler Schwerpunkt (Z 1) dargestellt. Die Zielsetzungen beinhalten insbesondere die Zielsetzungen,
die auch nach LEP HR Z.5 flr Siedlungsentwicklung gelten. Daher werden sie hier aufgelistet:

(L) Z5.5LEP HR
Eigenentwicklung fiir den 6rtlichen Bedarf

(1) In allen Gemeinden oder Gemeindeteilen, die keine Schwerpunkte fiir die Wohnsied-
lungsfldchenewicklung gemél3 Z 5.6 sind, ist eine Wohnsiedlungsentwicklung fiir den ort-
lichen Bedarf im Rahmen der Eigenentwicklung nach Absatz 2 méglich.

(2) Die Eigenentwicklung ist durch Innenentwicklung und zusétzlich im Rahmen der Ei-
genentwicklungsoption mit einem Umfang von bis zu 1 Hektar/1.000 Einwohnerinnen und
Einwohner (Stand 31. Dezember 2018) fiir einen Zeitraum von zehn Jahren fiir Wohnsied-
lungsfldchen méglich. Wohnsiedlungsflachen, die in Fldchennutzungspldnen oder in Be-
bauungsplénen vor dem 15. Mai 2009 dargestellt bzw. festgesetzt wurden, aber noch nicht
erschlossen oder bebaut sind, werden auf die Eigenentwicklungsoption angerechnet.

(L) Z 5.6 LEP HR
Schwerpunkte der Wohnsiedlungsflachenentwicklung

(1) In Berlin und im Berliner Umland ist der Gestaltungsraum Siedlung der Schwerpunkt
fur die Entwicklung von Wohnsiedlungsfldchen. Die Festlegungen Z 5.2, Z 5.3 und Z 5.4
gelten innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung nicht.

(2) Im Weiteren Metropolenraum sind die Oberzentren und Mittelzentren die Schwer-
punkte fiir die Entwicklung von Wohnsiedlungsfldchen.

(3) In den Schwerpunkten nach Absatz 1 und Absatz 2 ist eine quantitativ uneinge-
schrdnkte Entwicklung von Wohnsiedlungsflachen (ber die Eigenentwicklung hinaus
maglich.

(L) Z5.7 LEP HR
Weitere Schwerpunkte der Wohnsiedlungsfldchenentwicklung

Weitere Schwerpunkte der Wohnsiedlungsfldchenentwicklung sind die gemal Z 3.3 fest-
gelegten Grundfunktionalen Schwerpunkte. Fiir die als Grundfunktionale Schwerpunkte
festgelegten Ortsteile wird zusétzlich zur Eigenentwicklung der Gemeinde nach Z 5.5 eine
Wachstumsreserve in einem Umfang von bis zu 2 Hektar/1.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohner (Stand 31. Dezember 2018) der jeweiligen Grundfunktionalen Schwerpunkte fiir
einen Zeitraum von zehn Jahren fiir zusétzliche Wohnsiedlungsflachen festgelegt.

(L) Z 2.12 LEP HR

Errichtung oder Erweiterung gro3fldchiger Einzelhandelseinrichtungen aullerhalb Zentra-
ler Orte

(1) Die Errichtung oder die Erweiterung groB3flachiger Einzelhandelseinrichtungen ist ab-
weichend von Z 2.6 auch aul8erhalb der Zentralen Orte zuldssig, wenn das Vorhaben
tiberwiegend der Nahversorgung dient und sich der Standort in einem zentralen Versor-
gungsbereich befindet. Ein Vorhaben dient liberwiegend der Nahversorgung, wenn die
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G2

G3

gesamte vorhabenbezogene Verkaufsflache 1.500 Quadratmeter nicht (berschreitet und
auf mindestens 75 Prozent der Verkaufsflache nahversorgungsrelevante Sortimente nach
Tabelle 1 Nummer 1.1 angeboten werden. Soweit die Kaufkraft in einer Gemeinde eine
Nachfrage fiir gréBere Verkaufsfldchen im Bereich der Nahversorgung schafft, sind diese
unter Beachtung des Kaufkraftpotenzials in der Gemeinde mit der oben genannten Sorti-
mentsbeschrénkung entwickelbar.

(2) In den gemél3 Z 3.3 festgelegten Grundfunktionalen Schwerpunkten ist die Errichtung
oder die Erweiterung groB3fldchiger Einzelhandelseinrichtungen lber die in Absatz 1 ge-
troffenen Festlegungen hinaus zulédssig, wenn die zusétzliche vorhabenbezogene Ver-
kaufsflache 1.000 Quadratmeter nicht (iberschreitet, wobei fiir diese keine Sortimentsbe-
schrdnkung zu beachten ist.

Sicherung und Stédrkung der Biindelungsfunktion

Die Biindelungsfunktion der Grundfunktionalen Schwerpunkte soll gesichert, ge-
stéarkt und entwickelt werden. Die zusétzlichen Wohnbaufldchen sollen dem Versor-
gungskern rdaumlich zugeordnet werden. Publikums- und kundenintensive Einrich-
tungen sollen hier ihren Standort haben bzw. mit ihrem Standort zu einer Starkung
der Versorgungskerne beitragen.

Sicherung und Entwicklung der Verkniipfungsfunktion

Die Erreichbarkeit der Grundfunktionalen Schwerpunkte, insbesondere der Versor-

gungskerne, soll fiir alle Bevélkerungsgruppen gesichert und bedarfsgerecht ver-
bessert werden. Die Verkniipfungen im 6ffentlichen Verkehr und zwischen den Ver-
kehrstragern, insbesondere der Zugang zum SPNV, sollen gesichert, gestéarkt und
entwickelt werden. Die Anbindung an die Mittelzentren sowie die Metropole Berlin
soll in guter Qualitédt abgesichert werden.

Bewertung der planungsrelevanten Ziele und Grundsatze

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstick® werden
die Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemaf § 4 Abs. 2 BauGB um Stellung-
nahme gebeten. In diesem Rahmen gaben die Gemeinsame Landesplanung zuletzt am
11.03.2022 sowie Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel am 22.02.2022 ihre Zu-
stimmung zur Planung ab.

I. 4. 5. Sonstige regionale Planwerke

Neben dem sachlichen Teilplan der Grundfunktionalen Schwerpunkte existieren weitere regio-
nale Planwerke: Gewerblich-industrielle Vorsorgestandorte, Rohstoffgewinnung, Windenergie-
nutzung, Freiraum und Windenergie sowie Rohstoffsicherung. Diese Plane betreffen jedoch nicht
das Plangebiet im Ortskern von Firstenberg/Havel.

l. 4. 6. Flachennutzungsplan

Fur die Stadt Firstenberg/Havel existiert kein rechtskraftiger Flachennutzungsplan.
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l. 4. 7. Landschaftsplan

Der Landschaftsplan der Stadt Flrstenberg/Havel ist im Juli 2000 gefasst worden. Dieser stellt
das Plangebiet im inneren der Stadt Flrstenberg als halboffentliche Grinflache dar. Der Textteil
setzt fur das Plangebiet keine Zielstellungen fest.

l. 4. 8. Larmaktionsplan

Derzeit ist kein Larmaktionsplan fur Furstenberg/Havel in Kraft. Im Kapitel 1.5.2. wird das Thema
in Bezug die Immissionen, die von Bahnanlagen, der B96 und von gewerblichen Nutzungen auf
das Gebiet einwirken, mittels Gutachten bewertet. Es existiert ein Bericht zum Larmaktionsplan
(3. Stufe), Uber den die Mitglieder des Bauausschuss am 08.11.2018 informiert wurden. Dieser
sieht kein Bedarf fir einen Larmaktionsplan, da innerstadtisch alle geeigneten Malnahmen be-
reits ,ausschopflich® umgesetzt wurden. Nur durch eine Umfahrung der B 96 kénnten sich noch
larmmindernde Entlastungen ergeben.

I. 4. 9. Angrenzende festgesetzte und im Verfahren befindliche Bebauungsplane

Angrenzend an den Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick befinden sich keine Bebauungs-
plane.

l. 4. 10. Planfeststellungsverfahren

Planfeststellungsverfahren sind Genehmigungsverfahren fir Infrastrukturprojekte, bei denen un-
terschiedliche Interessen in besonderem Umfang berihrt sind. Planfeststellungsbeschllisse kén-
nen gefasst werden fir Vorhaben auf Bundesfernstralen (Bundesstrallen, Autobahnen) sowie
Landstralden, flr Vorhaben der Strallenbahn und flr Vorhaben der bundeseigenen Eisenbahnen
einschlie3lich Anlagen der Bahn.

Die BundesstralRe B 96 flihrt 6stlich des Plangebietes vorbei. Die Leistungsfahigkeit der Zufahrten
zur B 96 wurde im Rahmen einer Verkehrsprifung untersucht (siehe Kapitel 1.5.1).

I. 5. Entwicklung der Planungsiiberlegungen

Das Plangebiet befindet sich weitestgehend im gut erschlossenen Ortskern der Stadt Fursten-
berg/Havel. Uber die Jahre gab es mehrere Entwiirfe und Entwicklungskonzepte fir das Plange-
biet von denen jedoch keines realisiert wurde.

Nach Erwerb des derzeitigen Eigentimers wurden erneut Konzepte gemeinsam mit der Stadt
Firstenberg/Havel diskutiert. Kern der Uberlegungen ist das brachliegende Schloss Fiirstenberg
zu erhalten im Sinne des § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB und einer neuen Nutzung (Wohnen) zuzu-
fuhren. Dabei sollen die historischen Fassaden und das Mauerwerk wieder instandgesetzt wer-
den sowie auch die Strukturen im Gebaudeinneren erhalten bleiben. Im Sinne einer behutsamen
Nachverdichtung sollen neben dem historischen Schloss weitere Mehrfamilienhauser entstehen,
welche um eine geplante Parkanlage herum gruppiert werden. An der Bundesstrale B 96 sollen
auf dem Plangebiet leicht versenkt im Bereich des ehemaligen Schlossgrabens PKW-Stellplatze
entstehen, sodass die Vorfahrt mit anschlieliendem Ehrenhof und der Bereich um die Parkanlage
weitestgehend frei von PKW-Verkehr bleibt.
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I. 5. 1. Verkehrsuntersuchung

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® wurde eine Verkehrstech-
nische Untersuchung durchgefiihrt. Mit Stand vom 06.05.2021 untersuchte die Freie Planungs-
gruppe Berlin GmbH in der ,Kurzexpertise: Stellungnahme zur Verkehrserschlielung des Bau-
vorhabens Schloss Flrstenberg/Havel in der Wasserstadt Flrstenberg/Havel* die Leistungsfa-
higkeit der Anbindung der Stellplatzanlagen an die Bundesstralte B 96. Dies bescheinigt der An-
lage eine gute Qualitatsstufe ,B“ (wobei A die beste und E die schlechteste Qualitatsstufe dar-
stellen). Die Auswirkungen auf die Gesamtqualitat des Verkehrsflusses auf der Bundesstrale B
96 werden als gering eingestuft.

I. 5. 2. Immissionsschutz
1.5.2.1. Schalltechnische Untersuchung

Zur Ermittlung und Bewertung der schalltechnischen Situation im Plangebiet und der einzubezie-
henden Umgebung wurde im Rahmen des Aufstellungsverfahrens eine schalltechnische Unter-
suchung durchgefiihrt. Die schalltechnische Situation und Prognose wird im Schlussbericht
»ochalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstlick® in Frsten-
berg/Havel mit Stand vom 21.01.2022 des Ingenieurblros Peutz Consult GmbH dargestellt. Da-
bei betrachtet das Gutachten die vier wesentlichen Larmeinwirkungen auf das Plangebiet und
erstellt eine Prognose des Larms, der durch die Planung auf die Umgebung einwirkt. Die Schall-
technische Untersuchung wird Bestandteil der Unterlagen zum Bebauungsplan Nr. 15 ,Schloss-
grundstick® und kann zusammen mit der Planzeichnung sowie der Begriindung im Rathaus Furs-
tenberg zu den Dienstzeiten eingesehen werden.

Schienenverkehr

Durch den ca. 200 m westlich des Plangebiets verlaufenden Schienenverkehr gibt es weder tags-
Uber noch im Nachtzeitraum relevante Larmimmissionen auf das Plangebiet. Der ,Schienenbo-
nus” flr einen Abzug von -5 dB, der durch die Arbeitshilfe Bauleitplanung des Landes Branden-
burg erméglicht wird, wurde flr die schalltechnische Untersuchung nicht berticksichtigt, da auch
ohne diesen Bonus die Werte bereits eingehalten werden konnten. Es entstehen auf dem Plan-
gebiet also keine Beschrankungen hinsichtlich des Schienenlarms fir den Neubau und das Be-
standsgebaude des Schlosses.

Gewerbeldrm des Netto-Marktes

Der Netto-Markt grenzt stdlich der Schulhavel an das Plangebiet an. Daher wurde im Rahmen
der schalltechnischen Untersuchung der Larm, der durch den Betrieb des Marktes auf das Plan-
gebiet einwirkt, bilanziert. Hierzu zahlen PKW-fahrten auf der zum Markt gehérenden Stellplatz-
anlage, Lieferverkehr (Anfahrt und Abstellen des LKW, sowie Be- und Entladen der Lieferungen)
auf Basis der TA Larm. Es wurden auferdem die Emissionen von kurzzeitigen Gerauschspitzen,
von Raumlufttechnischen Anlagen, tieffrequente Gerausche sowie die Bewegungen von Ein-
kaufswagen und der Einkaufswagensammelbox in die Bilanzierung mit einbezogen. Zur Beurtei-
lung des vom Netto-Parkplatz ausgehenden Larms auf das angrenzende Bebauungsplangebiet,
wurde die Parkplatzlarmstudie zugrunde gelegt. Diese basiert auf wort-case Studienwerten.

Trotz dieser strengen Herangehensweisen kdnnen die Immissionsrichtwerte der TA Larm an allen
betrachteten Immissionsorten im Plangebiet sowohl am Tag als auch in der Nacht eingehalten
werden, weil die Anlieferung aufgrund der an den Netto-Markt angrenzenden bestehenden Wohn-
nutzungen, im Nachtzeitraum in der Baugenehmigung des Marktes bereits ausgeschlossen
wurde.
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PKW-Stellplatz auf dem Plangebiet

Parkplatze sind im allgemeinen Wohngebiet zur Versorgung des Gebiets gehorige allgemein zu-
Iassige Nebenanlagen. Daher existieren keine Normen, die grundlegend zur Bilanzierung solcher
Flachen anzuwenden waren. Daher wurden zur Beurteilung der Messwerte die besonders stren-
gen Richtwerte der TA Larm angesetzt. Die schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Er-
gebnis, dass innerhalb des Plangebietes alle Richtwerte gemal TA Larm sowohl im Tagzeitraum
als auch im Nachtzeitraum eingehalten werden kdnnen. Der Richtwert gemall TA Larm fir allge-
meine Wohngebiete von 40 dB(A) in der Nacht wird am Immissionsort I040 auf der gegentiber-
liegenden StralRenseite geringflgig um 0,9 dB(A) Uberschritten. Der Richtwert flir Mischgebiete
von 45 dB(A) wird jedoch deutlich unterschritten. In Mischgebieten kann allgemein von gesunden
Wohnverhaltnissen ausgegangen werden, sodass keine gesonderten Larmschutzmaflinahmen
erforderlich sind. Es ist davon auszugehen, dass nach der Umsetzung der Planung der Larm, der
von der Bundesstrale B 96 im Bestand ausgeht, die Gerausche der Parkplatzanlage Uberstrahlt
(siehe folgende Punkte).

Verkehrslarm (BundesstralRe B 96)

Unter diesem Punkt geht es um die Verkehrslarmimmissionen, die von der Bundesstralle B 96
auf das Plangebiet einwirken. Hierzu werden die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN
18005 herangezogen. Auf dem Plangebiet werden diese Orientierungswerte lediglich an zwei
Messpunkten Gberschritten, namlich den am nachsten zur B 96 liegenden Fassaden des Schlos-
ses Flrstenberg im Bestand. Die Uberschreitungen lassen sich jedoch mit bautechnischen Lo-
sungen leicht ausgleichen. Daher wird im Kapitel 11.3.4 Festsetzungen zum Immissionsschutz
eine Festsetzung zu den bautechnischen Anforderungen gefasst.

Prognose auf umliegende Gebiete

Die Prognose des Planfalls, addiert den Larm, der im Bestand vorzufinden ist, mit dem Larm, der
nach der Umsetzung der Planung im worst-case eintritt. Hierbei geht es vor allem um die Wirkung
der Planung auf die umliegenden Wohngebiete.

Bereits im Prognose-Nullfall (also der Prognose ohne die Umsetzung dieses Planes) kommt es
an den Immissionsorten entlang der BundesstraRe B 96 zu Uberschreitungen der Immissions-
grenzwerte der 16. BImSchV am Tag und im Nachtzeitraum. Die Beurteilungspegel liegen hier
im Tag bei 70,5 dB(A) und in der Nacht bei 64,4 dB(A). Dies sind keine vom Plan hervorgerufenen
Missstéande. Die kumulierte Pegelerhéhung nach der Umsetzung dieses Plans ergibt jeweils eine
Gesamtpegelerhdhung um 0,1-0,2 dB(A). An manchen Messpunkten kommt es Aufgrund der
Schallabschattung sogar zu leichten Pegelminderungen.

Da die Pegel im Bestand jedoch auch vor Umsetzung der Planung bereits die Gesundheits-
schwellen von 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in der Nacht Gberschreiten ist hier eine besondere
Betrachtung erforderlich. Das Gutachten besagt hierzu auf Seite 22:

,Da Erhéhungen des Verkehrsldrms um ca. 1 dB fiir das menschliche Ohr nicht wahr-
nehmbar sind, kann eine entsprechende planbedingte Erhbhung des Verkehrsldrms auch
in dem besagten larmkritischen Bereich oberhalb von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts
unter Abwégungsgesichtspunkten aber hingenommen werden (OVG Minster,
30.05.2017, Az 2 D 27/15.NE).“

Selbst von der im OVG Minster Urteil zitierten Schwelle von einer Erhéhung von 1 dB(A), ab der
die Erhdéhung flir das menschliche Ohr hérbar ware, sind die errechneten Pegelerhéhungen von
0,1-0,2 dB(A) weit entfernt. Daher sind durch den planbedingten Mehrverkehr keine zusatzlichen
Anforderungen an den Larmschutz im Umfeld erforderlich.
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I. 5. 3. Baugrundgutachten

Um den Baugrund fiir das Plangebiet zu bewerten, wurde im Zuge des Verfahrens ein Baugrund-
gutachten erstellt (Brandenburger Baugrundingenieure und Geotechniker GmbH. Potsdam:
31.08.2020). In Anlage 1 des Gutachtens werden die Bohrungen kartiert dargestellt. Im Rahmen
der Begriindung wird das Gutachten lediglich zusammengefasst.

Die oberen Gelandeschichten bestehen tberwiegend aus aufgefiiliten Bodenschichten. Die Auf-
flullungen schwanken dabei zwischen 0,5 — 3,0 m Machtigkeit. Die Lagerungsdichte der aufgefill-
ten Boden fallt locker bis sehr locker aus. Darunter liegen gewachsene Sande der Bodengruppe
SE und SU, welche tlw. mit organischen Bdden durchsetzt sind. Die Lagerungsdichte dieser
Sande in 3,2 bis 7,8 m Tiefe wird Uberwiegend als locker bewertet. Die Verhaltnisse variieren je
nach Messpunkt zwischen glinstigen und unglinstigen Lagerungsverhaltnissen. Die Sande set-
zen sich auch unterhalb der Drucksondierungen zwischen 8,5 bis unter 15 m fort. Darunter folgen
schluffige Sande, Schluff-Sand-Gemische sowie ortlich verschwemmte Geschiebemergel. Den
Bereichen der schluffigen Sande wird eine mitteldichte Lagerung und den der Sand-Schluff-Ge-
mischen eine weich- bis steife Konsistenz zugeordnet.

Oberhalb des Grundwasserstandes wurden zudem die Versickerungseigenschaften des Bodens
bewertet. Sowohl die Auffullungen als auch die Sande sind wasserdurchlassig. Als bedenklich
werden jedoch die vermuteten bodenchemischen Eigenschaften der Auffillungen erachtet, so-
dass die Versickerung von Regenwasser in diese Boden nicht empfohlen wird. Hierzu wurde ein
eigenes Gutachten erstellt, siehe folgendes Kapitel 1.5.4. Das Grundwasser liegt in den Bereichen
ca. 5 Meter von den Uferkanten entfernt in ca. 4 Metern Tiefe.

Aufgrund der eher lockeren Bdden sind besondere GriindungsmalRinahmen bzw. bodenverbes-
sernde Malinahmen erforderlich, da auch eine Pfahlgriindung mangels ausreichend tragfahiger
Schicht bis in 25 m Tiefe nicht nachgewiesen werden konnte. Aufgrund der Gewasserbdschung
sollten bei den bodenverbessernden MafRnahmen nur erschitterungsarme Verfahren zum Ein-
satz kommen. Das Gutachten zahlt mdgliche Vorgehensweisen hierzu auf.

Im Bereich des ehemaligen Klarbeckens sind die unterirdischen Bauteile abzubrechen. Um im
Anschluss keine groRen Ruckverfillungen vornehmen zu mussen, wird hier eine Unterkellerung
der Neubauten empfohlen. Zur Vorbereitung der Umsetzung der Planungen sind weitere Abstim-
mungen zu bodenverbessernden Malinahmen und weitere Drucksondierungen erforderlich.

I. 5. 4. Altlastenuntersuchung, Kampfmittel

Altlastenuntersuchung

Auf dem Schlossgrundstiick fanden Uber die letzten Jahrhunderte diverse Nutzungen statt, wes-
halb Altlasten im Boden nicht ausgeschlossen werden kénnen. Erste Begehungen oder Vorun-
tersuchungen lielBen insbesondere an der ehemaligen Klaranlage, westlich des Garagengebau-
des/Wartungspumpe, auf einem Bauschutthaufwerk sowie auf Schmermetallbelastungen an den
Garagen Altlasten vermuten.

Im Zuge der Planung wurden durch das Blro spiekermann ingenieure gmbh Altlasten und Ge-
baudeschadstoffe untersucht. Der Bericht mit Stand vom 12.05.2021 wird im Folgenden zusam-
mengefasst:

Fir die Prifung von Altlasten in den Béden wurden 18 Bodenproben bis 4 m Tiefe entnommen.
Die Lage der Entnahme wird in den Anlagen zum Gutachten dokumentiert. Schadstoffe lielen
sich vor allem in den oberen Auffillungsschichten nachweisen. Als LAGA Z2 eingestuft wurden
die aschehaltigen Auffullungen rund um die Garagengebaude, der Boden um die ehemalige Klar-
anlage sowie das Bauschutthaufwerk. Boden mit den Zuordnungswerten Z2 dirften nicht oder
nur unter bestimmten Bedingungen wieder eingebaut werden.
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In den Garagen, in der Verkleidung des Fahrstuhlturms sowie in den Fugen des Betonbeckens
der Klaranlage konnte zudem Asbest nachgewiesen. Diese Rickstdnde missen unter Einhaltung
strenger SicherheitsmalRnahmen abgebaut und entsorgt werden.

Im Schlossgebaude wurden zudem Kiinstliche Mineralfasern (KMF), Polycyclische aromatische
Kohlenwasserstoffe (PAK) nachgewiesen. Insgesamt wird der Aufwand flr Schadstoffsanierun-
gen als gering angesehen. Die Boden der LAGA Klassen Z0 bis Z1 kénnen an geeigneter Stelle
wieder eingebaut werden, sofern gewahrleistet wird, dass sonstige Schutzgiter nicht belastet
werden.

Kampfmittel

Im Abschlussprotokoll vom 11.03.2021 durch die Firma Kampfmittelbergung & Sprengtechnik
wurden an 17 Messpunkten im Plangebiet in 30 cm Radius Untersuchungen vorgenommen. Es
wurden keine Kampfmittel gefunden. Dies bescheinigt jedoch keine 100 % Sicherheit flir das
gesamte Plangebiet. Der Hinweis zur gebotenen Vorsicht bei Bodenarbeiten verbleibt auf der
Planzeichnung des Bebauungsplans Nr. 15 ,Schlossgrundstlick®. Zusatzlich bescheinigt auch der
Kampfmittelbeseitigungsdienst mit Schreiben vom 18.03.2021, dass das Grundstiick keine Ver-
dachtsflache darstellt.

I. 5. 5. Entwasserungsnachweis

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans wurde vom Biro GURTLER & KAPLAN Ingeni-
eursgesellschaft mbH mit Stand vom 10.01.2022 ein Entwasserungsnachweis erbracht. Anfallen-
des Regenwasser kann sowohl vollstandig auf dem Grundstiick versickert werden als auch in
das offentliche Netz eingespeist werden. Die Einleitung wird zudem mit einem Schreiben vom FD
Wasserwirtschaft des Landkreises Oberhavel vom 04.03.2021 bestatigt. In der Stellungnahme
des Landkreises Oberhavel FB Bauamt und Katasteramt vom 21.03.2022 erging der Hinweis
einer Zustimmungserforderlichkeit des zustanden Betreibers der Kanalisation. Die Genehmigung
wird bei dem Bebauungsplanverfahren nachgelagerten Genehmigungsverfahren beantragt.
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Il. Planinhalt und Abwagung

Il. 1. Ziele der Planung und wesentlicher Planinhalt

Die geplante mafdvolle Nachverdichtung des derzeit brachliegenden Schlossgrundstticks ist der-
zeit planungsrechtlich nicht zulassig. Diese Teilflache des Geltungsbereiches (der westliche Be-
reich der Halbinsel) unterliegt derzeit den Bestimmungen des § 35 BauGB und ist als Aul3enbe-
reich zu bewerten.

Der Bereich zwischen der B96 und dem Schloss, das Schloss selbst sowie eine kleine Teilflache
westlich davon (ca. 6,5 m) liegen im sogenannten Innenbereich gemal § 34 BauGB der Stadt
Flrstenberg/Havel. Fir den Umbau des Schlosses wurde wahrend des Aufstellungsverfahrens
eine Baugenehmigung (Az 521010-06137/2021/re vom 19.07.2022) erteilt, die auch die Feuer-
wehrumfahrt fir das Schlosses umfasst.
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Abb. 1 — Darstellung Landkreis Oberhavel zum Innen- und Aul3enbereich vom 26.08.2021 — zuziiglich ca. 6,5 m westlich der darge-
stellten Linie hinter dem Schloss (beschrédnkt auf den Bereich um das Schloss)

Mittels des ,Bebauungsplans unter Einbeziehung von Aufienbereichsflachen in das beschleu-
nigte Verfahren* gemaf § 13b BauGB (siehe Kap. I.2.) kdnnen Teile eines im Ortsinneren liegen-
den Gebiets, die derzeit als AulRenbereich gemaf § 35 BauGB anzusehen sind, einer geordneten
stadtebaulichen Entwicklung zugeflihrt werden. So kann die innerstadtische Brachflache im Sinne
des § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB einer neuen Nutzung zugefiihrt werden. Dabei dient das im In-
nenbereich liegende bestehende Schlossgebaude, welches nach § 13a BauGB entwickelt wird,
fur die dahinterliegende neue Wohnbebauung als erschliefiendes Grundstiick und versorgt das
ganze Gebiet mit Stellplatzen. Uber die geplante private Griinanlage besteht eine weitere Wech-
selwirkung zwischen den beiden Gebieten. Beide Flachen gehdren einem Bautrager, der fir die
Gesamtentwicklung der einheitlich geplanten Entwicklung einen stadterbaulichen Vertrag mit der
Gemeinde geschlossen hat. Aus diesem Grund wurde entschieden, dass die Flache in einem
Verfahren beplant wird.

Far die Grundstiicke im Plangebiet sollen mittels des Bebauungsplans Nr. 15 ,Schlossgrundstiick
zwei allgemeine Wohngebiete gemal § 4 BauNVO festgesetzt werden. Teil des Konzepts ist
auch eine private Parkanlage mit einer 6ffentlichen Umwegung sowie eine Ful3- und Radver-
kehrsbriicke im Siden des Gebiets Uber die Schulhavel. Entlang der Bundesstralle B 96 sind
PKW-Stellplatze flr das gesamte Gebiet geplant, sodass das Gebiet weitestgehend von PKW-
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Verkehr freigehalten und somit vor Larm geschutzt werden kann. Hierzu wurde bereits ein stad-
tebauliches Konzept zwischen Eigentiimer und Gemeinde abgestimmt.

Il. 1. 1. Stadtebauliches Konzept

Der Planung liegt ein mit der Stadt Flrstenberg/Havel abgestimmtes stadtebauliches Konzept
zugrunde. Wesentliche Ziele sind die Sanierung des unter Denkmalschutz stehenden Schlosses
Firstenberg und einer Wiedernutzbarmachung als Wohngebaude, die Schaffung neuen Wohn-
raums auf dem hinteren Teil der Halbinsel und der dazugehérigen Erschliefung. Auflerdem soll
entlang der vom Larm vorbelasteten Bundesstralie B 96 eine Stellplatzanlage fur den ruhenden
PKW-Verkehr entstehen, der das gesamte Gebiet inklusive der Neubauten mit Stellplatzen ver-
sorgen soll und zeitgleich Bewegungen des motorisierten Individualverkehrs aus dem Gebiet her-
aushalt. Sowohl das Schloss als auch die Neubauten sollen zudem ausreichend mit Fahrradga-
ragen versorgt werden.

Im Folgenden wird das Konzept bildlich dargestellt. Die dreigeschossigen Neubauten mit ihren
Satteldachern verfolgen das Ziel einer naturnahen Einbettung in den Landschaftsraum. Die Mitte
des Schlossparks wird von Bebauung freigehalten, die neuen Hausgruppen erhalten einen mog-
lichst groRen Abstand zum denkmalgeschutzten Schloss.

Die Haustypen gliedern sich gut in das existierende stadtebauliche Bild. Die Positionierung der
Gebaudegruppen richtet sich nach der vorgefundenen Landschaft mit den pragenden Uferlinien
unter Erhalt des alten Baumbestands.

Flr das Schloss Furstenberg wurde bereits ein Bauantrag genehmigt, welcher die Schaffung von
43 Wohneinheiten vorsieht. In den Neubauten sollen voraussichtlich dreigeschossige
Maisonettewohnungen entstehen. Hier entsteht eine Geschossflache von ca. 6.800 m? (zulassige
Grundflache abzlglich der Terrassen mal drei Vollgeschosse, wovon das oberste als
Dachgeschoss auszubilden ist).

Bei einer durchschnittlichen rechnerischen Geschlossflache von ca. 170 m? je Wohneinheit
(Geschossflache groRer als Wohnflache; die ErschlieBungsund — Konstruktionsflachen sind
abzuziehen) bieten die Neubauten Potenzial fir ca. 40 Wohneinheiten. Insgesamt kénnten somit
ca. 83 neue Wohneinheiten entstehen.

Abb. 2 — Modellansicht von oben
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Abb. 3 — Modellansicht von Nordosten

Il. 2. Entwickelbarkeit aus dem Flachennutzungsplan

Bebauungsplane sind gemaf § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem Flachennutzungsplan zu entwi-
ckeln. Die Stadt Fiurstenberg/Havel hat derzeit keinen rechtskraftigen Flachennutzungsplan. Bei
dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich somit um einen vorzeitigen Bebauungsplan
nach § 8 Abs. 4 BauGB. Der Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick bedarf daher geman
§ 10 Abs. 2 BauGB der Genehmigung der héheren Verwaltungsbehérde. Die Planinhalte dieses
Bebauungsplanes werden im zukiinftigen Flachennutzungsplan berlcksichtigt.

Il. 3. Wesentlicher Planinhalt
Il. 3. 1. Art der baulichen Nutzung

Wohngebiete

Die Art der baulichen Nutzung wird zeichnerisch und textlich bestimmt. Den stadtebaulichen Zie-
len folgend, soll das fiir die Wohnbebauung vorgesehene Grundstiick im Geltungsbereich geman
§ 9 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO)
zwei allgemeine Wohngebiete (WA1 und WA 2) festgesetzt werden.

Fur das allgemeine Wohngebiet WA 1 gelten derzeit die Bestimmungen des § 34 BauGB (Innen-
bereich). Es soll eine Steuerung der zulassigen Nutzungen gemafy § 1 BauNVO erfolgen. Dem-
nach sollen im allgemeinen Wohngebiet WA 1 die Ausnahmen gemall § 4 Abs. 3 Nr. 3 bis 5
BauNVO (Anlagen fur Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) nicht Bestandteil des
Bebauungsplans sein, da derartigen Nutzungen ein héheres Stérpotential zuzuschreiben ist und
sie zudem nicht den angestrebten Entwicklungszielen fir das geplante allgemeine Wohngebiet
entsprechen. Begrindet kann dies mittels der geringen Grof3e des allgemeinen Wohngebiets
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werden, da diese Anlagen aufgrund ihres extensiven Flachenumfangs nicht zum Gebiet passen.
Zudem kénnen von derartigen Nutzungen nachteilige Auswirkungen auf das Wohnen in Form
von Larm-, Geruchs- und Schadstoffemissionen z.B. durch ein zuséatzliches Verkehrsaufkommen
nicht ausgeschlossen werden. Mit dem Ausschluss dieser Betriebsarten gemalt § 9 Abs. 1 Nr. 1
BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO kann die ruhige Wohnlage flr neue und be-
stehende Bewohner im Umkreis gewahrleistet werden und eine unnétige Belastung des Wohn-
gebiets, z. B. durch zusatzlichen Ziel- und Quellverkehr, vermieden werden.

Fur das allgemeine Wohngebiet WA 1 ist die derzeitige Bemessungsgrundlage der § 34 BauGB,
nach welchem auch einzelne Beherbergungsbetriebe oder nicht stérende Gewerbebetriebe aus-
nahmsweise zulassig waren. Die Rechte sollen durch den Bebauungsplan nicht beeintrachtigt
werden, sie werden lagebezogen als vertraglich bewertet. Daher werden die Ausnahmen gemaf
§ 4 Abs. 3 Nr. 1 und 2 BauNVO im WA 1 nicht ausgeschlossen.

Insgesamt wird die Zweckbestimmung der allgemeinen Wohngebiete durch den festgesetzten
Ausschluss von Nutzungen nicht beeintrachtigt, da allgemeine Wohngebiete vorwiegend dem
Wohnen dienen sollen und die Mehrzahl, der in den allgemeinen Wohngebieten Gber das Woh-
nen hinaus mafRgeblich pragenden Nutzungen auch weiterhin dem § 4 BauNVO folgen.

Zur Steuerung der zuldssigen Nutzungen in den allgemeinen Wohngebieten soll die folgende
textliche Festsetzung (TF) getroffen werden.

TF1 Im allgemeinen Wohngebiet sind die gemaR § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen (Anlagen fiir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) un-
zulassig.

Rechtsgrundlagen: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO und § 4 BauNVO

Fir das allgemeine Wohngebiet WA 2 gelten derzeit Gberwiegend die Bestimmungen des § 35
BauGB (AuRenbereich). Lediglich ein kleiner Randbereich um das Schlossgebaude bis in Hohe
der Abgrenzung des WA2 zur Grinflache wurde vom Landkreis dem planungsrechtlichen Innen-
bereich zugeordnet. Mit Ausnahme eines neuen Gebaudes stdlich des Schlosses befinden sich
somit alle geplanten neuen Gebaude im WA 2 und werden in planungsrechtlich einheitlicher
Weise entsprechend der Zielstellung der Wohnraumschaffung entwickelt. Daher soll hier eine
Steuerung der zuldssigen Nutzungen geman § 1 BauNVO erfolgen. Demnach sollen im allgemei-
nen Wohngebiet WA 2 alle Ausnahmen gemafl § 4 Abs. 3 BauNVO (Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe, Anlagen fir Verwaltungen, Garten-
baubetriebe und Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplans sein, da derartigen Nutzun-
gen ein hoheres Stdrpotential zuzuschreiben ist und sie nicht dem Entwicklungsziel der Wohn-
raumschaffung entsprechen. Das Planungsziel fur diese Flache passt zudem optimal zum ge-
wahlten Aufstellungsverfahren gemaR § 13b BauGB, so dass durch Planrechtschaffung eine zi-
gige Zielrealisierung erfolgen kann.

TF 2 Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind die gemaR § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahms-
weise zulassigen Nutzungen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht st6-
rende Gewerbebetriebe, Anlagen fiir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen)
unzulassig.

Rechtsgrundlagen: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO und § 4 BauNVO

Il. 3. 2. MaR der baulichen Nutzung

Das Mal} der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) soll im Rahmen des Bebauungsplans
verbindlich durch zeichnerische Festsetzungen in Verbindung mit textlichen Festsetzungen gere-
gelt werden.
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Damit die Vorgaben des stadtebaulichen Konzepts planungsrechtlich gesichert werden kénnen,
werden baufensterbezogen die zuldssigen Grundflachen (GR) gemal § 16 Abs. 2 und 3 BauNVO
i.V. mit § 19 BauGB als Héchstmaly bestimmt. AulRerdem wird baufensterbezogen die Zahl der
zulassigen Vollgeschosse gemaf’ § 16 Abs. 2 Nr. 3i.V. mit § 20 BauNVO, die Zahl der maximalen
Zahl von Vollgeschossen festgesetzt. Das Schloss Furstenberg/Havel soll als Bestandsgebaude
erhalten bleiben und saniert werden. Das Schloss, welches als Baudenkmal in der Landesdenk-
malliste (Nummer 09165237) eingetragen ist, bleibt in seiner Form erhalten. Das Baufenster ist
so grol}, wie das darinstehende Baudenkmal. Daher ist die Ausweisung einer Grundflache in m?
nicht erforderlich. Die Grundflachen werden in untenstehender Tabelle dennoch mit kalkuliert.

TF 3 Als zulassige Grundflache des Baudenkmals wird die im zeichnerischen Teil fest-
gesetzte Uberbaubare Grundstiicksflache festgesetzt.

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. m. § 16 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1 BauNVO

Da das Schloss Furstenberg im Zuge seiner Erhaltung und Sanierung in ein Mehrfamilienhaus
umgenutzt wird, ist je Wohnung im Erdgeschoss auch ein Austritt aus der Wohnung geplant. Die
Anpassungen an der baulichen Substanz des Baudenkmals wurden mit der Denkmalbehdrde
abgestimmt. Um dem Ziel dieser Freisitze planungsrechtlich zu entsprechen, ohne die Erweite-
rung/ Veranderung des Baudenkmals vorzubereiten, wird ein Umfang von Abweichungen textlich
festgesetzt. Die hier genannten ,Freisitze folgen der Nomenklatur, welche in diesem Verfahren
auch fir weitere terrassenahnliche bauliche Anlagen verwendet wird.

TF 4 Ein Vortreten von Freisitzen liber die Baugrenze des Baudenkmals ist zulassig,
sofern die Grundflache von 300 m? sowie eine Tiefe von 3,0 Metern nicht liberschritten
wird.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V. mit § 23 Abs. 2 und 3 Satz 3 BauNVO

Im Zusammenwirken mit den Bestimmungen des § 19 Abs. 4 BauNVO, der beziiglich der Versie-
gelung von Grundstlicken durch Garagen und Stellplatze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen ge-
maR § 14 BauNVO und unterirdischen baulichen Anlagen eine Uberschreitung der zuldssigen
GRZ von 50 % zulasst, muss fur die im Zusammenhang zu betrachtenden allgemeinen Wohnge-
biete WA 1 und WA 2 eine Abweichung von den Regelungen des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO
getroffen werden. Diese ist notwendig, um das abgestimmte stadtebauliche Konzept realisieren
zu kénnen. Die Anzahl gewlinschter Stellplatze entlang der Bundesstralte B 96 soll zur Versor-
gung des gesamten geplanten Baugebietes dienen, um keinen Parkdruck auf angrenzende Be-
reiche Furstenberg/Havels ausiben. Aulierdem bestehen aufgrund der 6ffentlichen Wege um die
Parkanlage, dem Zugang Uber die Bricke sowie den besonderen Anforderungen an Anleite-
rungsflachen fir die Feuerwehr um das Schloss herum besondere Anforderungen an den Fla-
chenbedarf fir die Nebenanlagen. Um jedoch auch weitere Nebenanlagen wie beispielsweise
Fahrradstellplatze, Mullcontainerstellplatze, Heckengarten und weitere Nebenanlagen zu ermdg-
lichen, ist eine Uberschreitung der festgesetzten GRZ durch Anlagen gemaR § 19 Abs. 4
BauNVO bis zu einer GRZ von 0,6 erforderlich. Im Zusammenhang der im Zentrum stehenden
Parkanlage soll eine naturnahe Gestaltung der Au3enanlagen erfolgen.

TF 5 Im allgemeinen Wohngebiet darf die zulassige Grundflache durch die Grundflachen
von Nebenanlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO, bis zu einer Grundflachenzahl von hoéchs-
tens 0,6 liberschritten werden.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 14 und § 19 Abs. 4 BauNVO

Wie aus dem stadtebaulichen Konzept hervorgeht, sollen keine fir den Ort undblich grofRen
Hauptanlagen entstehen. Zwischen die einzelnstehenden Hauptanlagen sollen niedrige einge-
hauste Fahrradstellplatze, Miillplatze (Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO) oder ahnliches ermdg-
licht werden. Diese werden mittels textlicher Festsetzung Nr. 10 auch in ihrer H6he planungs-
rechtlich gesteuert.
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Trotz der nah stehenden Uberbaubaren Grundstiicksflachen (Baufenster) sind die Abstandsfla-
chen von 0,4H gemal § 6 BbgBO einzuhalten. Dies sorgt zeitgleich auch fiir eine Regulierung
fur die Schaffung oder vielmehr nicht-Schaffung ungewdhnlich hoher Vollgeschosse.

Il. 3. 3. Bauweise und liberbaubare Grundstiicksflachen

Fir das allgemeine Wohngebiet WA wird auf die Festsetzung der Bauweise verzichtet. Durch die
durch Baufenster dargestellten Gberbaubaren Grundstiicksflachen in Verbindung mit der maximal
zulassigen Grundflache gemafk § 19 Abs. 2 BauNVO, kann das gewtlinschte stadtebauliche Bild
hinreichend definiert werden. Wie aus dem stadtebaulichen Konzept hervorgeht, sollen keine fir
den Ort unliblich groRen Hauptanlagen entstehen.

Il. 3. 4. Stellplatzanlagen und Flachen fiir Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Das Plangebiet wird 6stlich durch die Bundesstrale B 96 verkehrlich erschlossen und mit den
Medien versorgt. Derzeit hat das Grundstiick nur einen Eigentimer, der darauf die Leitungen je
nach Bedarf verlegen und die innere Erschlielung seinen Bedurfnissen folgend umsetzen kann.

Wie in den Planungszielen in Kapitel 11.1 bereits dargelegt, soll das Geldnde des Schlossgrund-
stiicks fiir die Offentlichkeit zugénglich bleiben und Uber eine zusétzliche Wasseriiberquerung
Uber die Schulhavel begehbar werden. Der Bauherr plant eine innere ErschlieRung seines Grund-
sticks fur Feuerwehr, Millabfuhr, Umzugsfahrzeuge der Anwohner und eine kurzzeitige PKW-
Befahrbarkeit zum Be- und Entladen von beispielsweise schweren Einkaufen der Anwohner.

Wesentliches stadtebauliche Ziel ist es planungsrechtlich zu sichern, dass das Wohngebiet wei-
testgehend von PKW-Verkehrs freizuhalten ist. Dies schuitzt die Neubauten im WA 2 sowie die
Rickseite des Schlosses vor zusatzlichen Larmimmissionen. Mittels textlicher Festsetzung wird
geregelt, dass Stellplatze nur auf den daflir vorgesehenen Stellplatzanlagen errichtet werden dir-
fen. Ausnahmen hiervon sollen kurzzeitige Be- und Entlademaoglichkeiten und ggf. Stellplatze fir
Personen mit eingeschrankter personlicher Mobilitatsfahigkeit darstellen. Die Ausnahmen und
Kurzzeitstellplatze sind im stadtebaulichen Vertrag naher zu definieren.

TF 6 Im allgemeinen Wohngebiet sind Stellplatze nur innerhalb der Flache St zulassig.
Einzelne Stellpldtze auBerhalb der Flachen St k6nnen ausnahmsweise zugelassen werden.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6, § 14 Abs. 1 Satz 3 und § 23 BauNVO

Die in der Planzeichnung mit G1 bezeichnete Flache definiert die Funktionsweise der Wege fir
den Ful- und Radverkehr um das Schloss und die Parkanlage herum. Die Wege kénnen zusatz-
lich auch von Anwohnern und den 6rtlichen Versorgungstragern und der Feuerwehr verwendet
werden. Die Belastbarkeit des Materials muss in der Bauausfiihrung nachgewiesen werden und
ist nicht Gegenstand der Festsetzungen des Bebauungsplans. Die Flachen G1 und G2 zeigen
die Funktionsweise der herzustellenden Wegebeziehung auf und stellen keinen exakten Verlauf
der Durchwegungen dar. Hierzu zahlt beispielsweise die Voraussetzung der Beachtung von Kur-
venradien fur entsprechende Fahrzeuge von Feuerwehr und Mullabfuhr.

Die Flache G2 erschliel3t das Gebiet zusatzlich neu von Suden her uUber die Schulhavel. Die
Briicke Uber die Schulhavel ist mittels stadtebaulichen Vertrags zu regeln und auszugestalten.

Der Eigentimer der Flache bereitet flir den spateren Vollzug eine zeitliche Beschrankung der
Zuganglichkeit seines Grundstiicks vor.

TF 7 Die Fléche G1 ist mit einem Geh- und Radfahrrecht in einer Breite von 3,5 m zu-
gunsten der Offentlichkeit zu belasten. Die Flache G2 ist mit einem Geh- und Radfahrrecht
in einer Breite von 2,8 m zugunsten der Offentlichkeit zu belasten.

Rechtsgrundlage: § 9 Absatz 1 Nr. 21 BauGB
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Il. 3. 5. Grunordnerische Festsetzungen

Den stadtebaulichen Zielen und dem stadtebaulichen Konzept folgend, soll zwischen dem
Schloss und den Neubauten mdglichst viel Freiflache bestehen bleiben. Um dies auch planungs-
rechtlich zu sichern, wird im Zentrum des Plangebiets eine private Parkanlage zeichnerisch fest-
gesetzt. Diese ist von der Eigentimerin als solche anzulegen und zu unterhalten.

AulRerdem wird mit 5 Metern Abstand vom Ufer vom Siiden an der Briicke beginnend umlaufend
bis in den Norden vor das Garagenbestandsgebaude planungsrechtlich eine Flache fir die Bin-
dungen fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflan-
zungen sowie von Gewassern gesichert. Dies soll der Auf3enbereichsinsel im Innenbereich Firs-
tenbergs Rechnung tragen und einen Bereich um das Ufer mdglichst naturnah zu bewahren.
AuRerdem gibt es Hinweise auf die Aktivitat eines oder mehrerer Biberindividuen im Uferbereich
des Plangebietes (siehe Kapitel 111.1.1.). Um die Nutzung des Bibers zu sichern, soll die Flache
mit Pflanzbindung mdglichst naturnah belassen werden.

TF 8 In der Flache mit Pflanzbindung ist ein naturnah gestalteter Pflanzstreifen zu erhal-
ten. Innerhalb dieser Flache sind hochstens 19 Freisitze mit einer Grundflache von maxi-
mal 18 m? zulassig.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB und § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

Dem Ziel der landschaftlichen Einbindung folgend, sollen zudem mindestens 50 % der Dachfla-
chen von Nebenanlagen gemal § 14 BauNVO durch Bepflanzung begriint werden. Das Konzept
sieht derzeit zwischen den Neubauten flache und Uberdachte Nebenanlagen, wie Millabstellfla-
chen, Fahrradstellflachen oder Abstellraume vor. Mit Riicksicht, dass auch andere Bestandsne-
benanlagen (wie das ehemalige Garagengebaude) erhalten bleiben und weiterhin als Nebenan-
lagen genutzt werden sollen und deren Dacher ggfs nicht fur die Bepflanzung geeignet sind, wird
ein Schllssel von 50 % gewahlt. Zur Sicherung der Qualitat dieser Bepflanzung ist eine mindes-
tens 8 cm dicke Substratschicht aufzubringen. Die planungsrechtliche Sicherung wird mittels
textlicher Festsetzung Nr. 11 erreicht (s. Kap. 11.3.7, da mit der Festsetzung auch gestalterische
Ziel erreicht werden sollen).

Il. 3. 6. Festsetzungen zum Immissionsschutz

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung durchge-
fuhrt (Ingenieurbiro Peutz GmbH, Schalltechnische Untersuchung). Die Ergebnisse der Untersu-
chung sind in Kapitel 1.5.2.1 zusammengefasst.

Im Plangebiet wird die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets WA planungsrechtlich gesi-
chert. Die im vorliegenden Fall prognostizierten verkehrslarmbedingten Uberschreitungen der
Orientierungswerte der DIN 18005 begriinden keine stadtebaulichen Missstande, die durch die
Uberplanung verfestigt wiirden. Die Uberplanung &ndert an den real existierenden Wohnverhalt-
nissen nichts.

Trennungsgrundsatz gemaR § 50 BImSchG

Der Trennungsgrundsatz verlangt, dass Flachen (z. B. Baugebiete) so einander zugeordnet wer-
den, dass schadliche Umwelteinwirkungen — insbesondere auf Wohngebiete — so weit wie mog-
lich vermieden werden. Idealtypisch wiirde man entlang einer Stérungsquelle (z. B. entlang einer
larmbelasteten StralRe) Industrie- oder Gewerbegebiete ansiedeln. An diese wirden sich ge-
mischte Nutzungen (z. B. Mischgebiete, Kerngebiete) anschlielen. Erst dann sollten Wohnge-
biete folgen. Durch diese Abfolge von Baugebieten erreicht man eine weitestgehend stérungs-
freie Nachbarschaft zwischen den einzelnen Gebieten.

Relativiert wird der Trennungsgrundsatz durch das Gebot des schonenden Umgangs mit Grund
und Boden, dem Vorrang der Innenentwicklung und dem stadtebaulichen und stadtsoziologi-
schen Ziel der raumlichen Nahe und Einheit von Wohnen, Arbeit und Freizeit.
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Die Festsetzungen des Bebauungsplans sollen vor dem Hintergrund der stadtebaulichen Ent-
wicklungsziele in Einklang mit dem Grundsatz der Innenentwicklung aus § 1a Abs. 2 BauGB ste-
hen, indem bereits erschlossene und mit kommunaler Infrastruktur versorgte Flachen prioritar fiir
eine Bebauung in Anspruch genommen werden sollen.

Im vorliegenden Fall ist festzuhalten, dass eine stadtebaulich gewlinschte und vertragliche Ent-
wicklung der innerstadtischen Flache unter Beriicksichtigung des Trennungsgrundsatzes mdglich
ist. Um das Gebiet herum gruppieren sich ebenfalls gréRtenteils Wohnnutzungen, sowie die ge-
werbliche Nutzung eines Nahversorger-Marktes sldlich angrenzend an die Schulhavel. Wie aus
der schalltechnischen Untersuchung hervorgeht, liegen die Immissionen gem. TA Larm, die vom
Nahversorger auf das Plangebiet einwirken sowohl am Tag als auch in den Nachtzeitraumen
unterhalb der Grenzwerte flr allgemeine Wohngebiete.

Aktive LarmschutzmafBnahmen

In der Reihenfolge mdglicher Immissionsschutzmalinahmen sind aktive MaRnahmen grundsatz-
lich passiven Malinahmen vorzuziehen, da sie nicht nur die Nutzungen im Gebaude vor schadli-
chen Immissionen schitzen, sondern auch die zu den Gebauden gehérenden Aufienwohnberei-
che und Grundstucksfreiflachen besser nutzbar machen. Aufgrund der o6rtlichen Bedingungen,
wie etwa der mangelnden Wirksamkeit durch die grof3en Abstande zu den Gerauschquellen, ist
die Anwendung aktiver Larmschutzmalinahmen in Form von Larmschutzwanden oder —wallen im
B-Plangebiet nicht sinnvoll mdglich, da sie keine wesentliche und flachendeckende Pegelminde-
rung erwirken kénnen.

Passive SchallschutzmaBnahmen

Da aktive Larmschutzmaflinahmen nicht zu den erwinschten Ergebnissen zu fiihren sind, die
passive Schallschutzmalinahmen vorzunehmen. Insbesondere der Larm, der von der Bundes-
stral’e B96 auf das Plangebiet einwirkt, muss hierbei berticksichtigt werden. Wie aus den Ergeb-
nissen der Schalltechnischen Untersuchung hervorgeht, kbnnen mit milden bautechnischen Mit-
teln die Orientierungswerte der DIN 18005 eingehalten werden. In der Praxis ist dies nur an zwei
Messpunkten der Fall (vgl. Kapitel 1.5.2.1). Dazu schlagt die folgende Festsetzung beispielsweise
den Einsatz schallgedammter Lifter vor. Die Ziele kdnnen jedoch auch mit anderen Lésungen
bautechnischer Art erreicht werden (z.B. Hamburger Fenster). Diese Ldsungen sollen mit der
folgenden Festsetzung somit nicht ausgeschlossen werden, sofern nachgewiesen werden kann,
dass in Hinblick auf den Schallschutz und die ausreichende Beliftung gleichwertige MalRnahmen
bautechnischer Art durchgefiihrt werden kénnen.

TF9 Zum Schutz vor StraBenverkehrsliarm miissen bei Errichtung, Anderung oder Nut-
zungsanderung von baulichen Anlagen die AuBenbauteile schutzbediirftiger Aufenthalts-
raume der Gebdude im Geltungsbereich des Bebauungsplans ein bewertetes Gesamt-
Bauschalldimm-MaR (R‘w,ges) aufweisen, das nach folgender Gleichung geman DIN 4109-
1:2018-01 zu ermitteln ist:

R’'w, ges = La — KRaumart
mit La = maRgeblicher AuRenlarmpegel
mit KRaumart = 30 dB fiir Aufenthaltsraume in Wohnungen

= 35 dB fiir Biiroraume und Ahnliches.

Die Ermittlung des maRgeblichen AuBenlarmpegels La erfolgt hierbei entsprechend Ab-
schnitt 4.4.5.3 gemaR DIN 4109-2:2018-01.

Dabei sind die luftungstechnischen Anforderungen fiir die Aufenthaltsraume beispiels-
weise durch den Einsatz von schallgedammten Liiftern in allen Bereichen mit nachtlichen
Beurteilungspegeln >50 dB(A) zu beriicksichtigen.
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Der Nachweis der Erfiillung der Anforderungen ist im Baugenehmigungsverfahren zu er-
bringen. Dabei sind im Schallschutznachweis insbesondere die nach DIN 4109-2:2018-01
geforderten Sicherheitsbeiwerte zwingend zu beachten.

Die zugrunde zu legenden maRgeblichen AuBenlarmpegel (La) sind aus den ermittelten
Beurteilungspegeln derSchalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 15
»Schlossgrundstiick” in Fiirstenberg/Havel vom 21.01.2022 abzuleiten, welches Bestand-
teil der Satzungsunterlagen ist.

Von diesen Werten kann abgewichen werden, wenn nachgewiesen wird, dass die im
Schallgutachten zugrunde gelegten Ausgangsdaten nicht mehr zutreffend sind.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Die Schalltechnische Untersuchung wird Bestandteil der Unterlagen zum Bebauungsplan Nr. 15
»~ochlossgrundstiick” und kann zusammen mit der Planzeichnung sowie der Begriindung im Rat-
haus Flrstenberg zu den Dienstzeiten eingesehen werden.

Il. 3. 7. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

Um dem stadtebaulichen Bild der Nachbarschaft naher zu kommen und um mit den geplanten
Neubauten noch starker den Eindruck einer historisch gewachsenen Struktur zu vermitteln, soll
die Dachform festgesetzt werden. Um die Dachform der Neubauten im allgemeinen Wohngebiet
WA planungsrechtlich zu sichern, wird die Dachform gemal § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 Abs.
1 BbgBauO als Satteldach 35°- 45° ausgewiesen. Die hier zulassigen Neigungswinkel und Dach-
formen werden auf der Planzeichnung zeichnerisch dargestellt. Damit die drei Vollgeschosse je-
doch vollstandig ausgenutzt werden kdnnen, stellt die textliche Festsetzung Nr. 5 klar, dass das
oberste Vollgeschoss im Dachgeschoss zulassig ist.

Trotz der nah stehenden Uberbaubaren Grundstlicksflachen (Baufenster) sind die Abstandsfla-
chen von 0,4H gemal § 6 BbgBO einzuhalten. Dies sorgt zeitgleich auch fiir eine Regulierung
fur die Schaffung oder vielmehr nicht-Schaffung ungewdhnlich hoher Vollgeschosse.

TF 10 Auf den lUberbaubaren Grundstiicksflaichen mit der Festsetzung (G) ist das
oberste zuldssige Vollgeschoss als Dachgeschoss auszubilden.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 (1) BbgBO

Um eine einheitlichere Gestaltung der Nebenanlagen im Plangebiet planungsrechtlich zu sichern,
sollen diese mittels textlicher Festsetzung in Ihrer Hohe, Dachform und Begriinung naher erlautert
werden. Neu errichtete Nebenanlagen dirfen eine maximale Hoéhe von 4,0 m nicht Gberschreiten
und sind mit Flachdachern auszubilden. Dabei wurde die zunachst hoch erscheinende Héhe von
4,0 m deshalb gewanhlt, weil aufgrund des starken Gefalles in den Randbereichen des Gebiets
die Errichtung von Nebenanlagen immer noch mdéglich bleiben soll. Hierbei ist der nachstliegende
Hohenpunk der Vermessergrundlage einzubeziehen. Fir technische Aufbauten soll diese Hohe
hingegen nicht gelten, damit es planungsrechtlich mdglich bleibt auf den Nebenanlagen beispiels-
weise Solaranlagen zu betreiben.

Das im Bestand befindliche ehemalige Garagengebaude soll erhalten bleiben, welches dieser
Gestaltung derzeit nicht entspricht. Damit bei einer erneuten Nutzungsaufnahme die vorhandene
Bausubstanz weiter genutzt werden kann, soll es mittels der Flache A-B-C-D-A von der Festset-
zung ausgenommen werden.

TF 11 Nebenanlagen gemaR § 14 BauNVO diirfen eine Hohe von maximal 4,0 m nicht liber-
schreiten. Die Dacher sind als Flachdacher auszubilden und zu mindestens 50% zu begrii-
nen. Es ist eine mindestens 8 cm dicke Substratschicht aufzubringen. Die festgesetzte
Hohe darf durch technische Aufbauten und Schornsteine liberschritten werden. Diese
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textliche Festsetzung gilt nicht fiir die Weiternutzung des Bestandsgebadudes innerhalb
der Flache A-B-C-D-A.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25 a) BauGB und § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 Abs. 1 BbgBO

Il. 3. 8. Flachenbilanzierung

Der Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstlick® bedient sich der Festsetzung von Grundflachen
als Hochstmal statt der Festsetzung einer Grundflachenzahl (GRZ) sowie der Zahl der maximal
zulassigen Vollgeschosse statt einer Geschossflachenzahl (GFZ). Um dennoch einen Uberblick
Uber die Gesamtzahl der versiegelbaren Flachen zu gewahrleisten, werden hier die rechneri-
schen Werte unter der Annahme der maximalen Ausnutzung, der als Héchstwert ermittelten
Grundflachen tabellarisch dargestellt.

Gebiet Baugebietsfla- Uberbaubare Grundstiicksfliche gemaR § 19 Stellplatzflache
che in m? Abs. 2 BauNVO in m? in m?

WA 23.375 4.715 (davon 3.000 m? Neubau inkl. Terrassen 3.330
und 1.715 m? fUr das Schloss inkl. Freisitze)

Parkan- 4.370

lage

Die rechnerische GRZ gemal § 19 Abs. 2 BauNVO liegt bei 0,2 und liegt somit unterhalb der
Orientierungswerte gemaf § 17 BauNVO.

Il. 3. 9. Wesentliche Inhalte des stadtebaulichen Vertrags

Erganzend zu den Festsetzungen des Bebauungsplans wird ein stadtebaulicher Vertrag zwi-
schen der Gemeinde und dem Eigentimer (Vorhabentrager) geschlossen, der folgende Inhalte
haben soll:

Kostenubernahme

e Planer und Gutachter
Artenschutz

e Bauzeitenregelung i.V.m Baugenehmigungsverfahren

e Okologische Baubegleitung mit der Durchfiihrung der in der Artenschutzpriifung genannten
CEF-Malnahmen

e Schutz vor Biberschaden an Bestandsbdumen und neuen Baumen

¢ Regulierungen zur Beleuchtung der Freianlagen (i.S.d. § 54d i.V. m. § 41a BNatSchG)

Erschlielung

e Herstellung von Erschlielungsanlagen
e Errichtung und Ubergabe des Briickenbauwerks tiber die Schulhavel an die Stadt
e Ausnahmsweise Zeitregelung flr Wohnortnahe-Stellplatze

Boden

e Verpflichtung der Sanierung der Bodenbelastungen im notwendigen Umfang
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Il. 3. 10. Nachrichtliche Ubernahmen und Hinweise

Hinweise auf der Planzeichnung haben keinen Normcharakter, sollten aber im weiteren Verfahren
Beachtung finden. Sie zielen auf wiinschenswerte Handlungsweisen von Akteuren ab (Empfeh-
lung), dienen einer besseren Verstandlichkeit des Plans (Klarstellung), weisen auf au3erhalb des
Planungsrechts liegende gesetzliche Pflichten hin oder geben wiinschenswerte Zielstellungen
an, die nicht festgesetzt werden kdnnen oder keinen Festsetzungscharakter haben. Folgende
Hinweise sind in die Planzeichnung aufgenommen worden:

1. Die Planung liegt im Bereich der Bodendenkmale Nr. 70250 und 70257. Entdeckungen von
Bodendenkmalern ist der zustandigen Behdrde unverzlglich anzuzeigen (§§ 15 u. 16
DSchG).

2. Zwischen den Punkten s1-s2-s3-s4-s5-s6-s7-s8 ist die Geltungsbereichsgrenze gleichzeitig
die Stra’enbegrenzungslinie.

3. Das Schlossgebaude auf dem Grundstick ist als bauliches Einzeldenkmal auf der Landes-
denkmalliste unter der ID-Nummer (MIDAS Obj. Nr.) 09165237 eingetragen.

Hinweise zum Artenschutz

4. Vor Durchfiihrung von Baumallnahmen und vor Beseitigung von Vegetationsbestanden ist
zu prufen, ob die artenschutzrechtlichen Verbotsvorschriften des § 44 Abs. 1 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatschG) flr besonders geschutzte Tierarten (z.B. Végel, Fledermause) ge-
mak § 7 Abs. 2 Nr. 13b und Nr. 14 ¢ BNatschG eingehalten werden. Andernfalls sind bei der
jeweils zustandigen Behdrde artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen (§ 45 Abs. 7
BNatschG) einzuholen. Hieraus kénnen sich besondere Beschrankungen / Auflagen fir die
Baumalinahmen ergeben. (z.B. Regelungen der Bauzeiten, Herstellung von Ersatzquartie-
ren).

Der Baum mit Nummer 34 (vgl. Kapitel 1.3.3.3) ist zudem als Naturdenkmal eingetragen zeichne-
risch auf der Planzeichnung nachrichtlich Gbernommen worden.

5. Gemal §28 Abs. 2 BNatSchG sind die Beseitigung eines Naturdenkmals gemaf Baumun-
tersuchung vom 23.03.2021 (Stieleiche mit der Baumnummer 34) sowie alle Handlungen,
die zu einer Zerstdrung, Beschadigung oder Veranderungen eines Naturdenkmals fihren
koénnen, verboten. Es gelten die SchutzmalRnahmen der DIN 18920.

Il. 3. 11. Abwagung der 6ffentlichen und privaten Belange

Offentliche Belange
Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse (§ 1 Abs. 6

Nr. 1 BauGB)

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 15 ,Schlossgrundstiick” sollen die Voraussetzungen
geschaffen werden, das brachliegende Gebiet im Innenstadtbereich der Stadt Flrstenberg/Havel
zu revitalisieren.

Das Plangebiet ist an drei Seiten umgeben von Wasser sowie der Bundesstra’e B 96. Sowohl
von der Strafde als auch dem Netto-Markt sidlich des Gebiets wirken Larmimmissionen auf die
Grundsticke ein. Wie aus der schalltechnischen Untersuchung jedoch hervorgeht, kdnnen mit
den Immissionen auf dem Grundstlick mit milden bautechnischen Anforderungen gesunde Wohn-
verhaltnisse realisiert werden. Fir Bewohner in der Nachbarschaft liegt die Gesamtpegelerhé-
hung um 0,1 dB(A) weit unter der fiir das menschliche Ohr hérbaren Schwelle.
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Um die Gesundheit der zuklnftigen Bewohner nicht zu gefahrden, wurde au3erdem ein Altlas-
tengutachten erstellt, welches schadliche Vorbelastungen im Boden festgestellt hat. Die Vorbe-
lastungen sind im Zuge einer Realisierung der Planung zu beseitigen. Die Folge ist eine Verbes-
serung der Bodenqualitat.

Fur das allgemeine Wohngebiet sollen keine Abstandsflachenunterschreitungen vorbereitet wer-
den, sodass fir die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse keine Beeintrach-
tigungen zu erwarten sind.

Wohnbediirfnisse der Bevolkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB)

Die verschiedenen Belange der Wohnbedurfnisse erfahren durch die Festsetzung von Baugebie-
ten, die vorwiegend dem Wohnen dienen (allgemeine Wohngebiete), eine besondere Gewich-
tung. Um Spannungen auf dem Wohnungsmarkt vorzubeugen, ist das Schaffen neuer Angebote
von Wohngebieten ein geeignetes Mittel. Daher soll mit der vorliegenden Planung eine bisher
nicht genutzte innerstadtische Flache fir den Wohnungsbau gesichert werden.

Soziale und kulturelle Bedurfnisse der Bevolkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB)

In den allgemeinen Wohngebieten sind nach Maligabe des § 4 Abs. 2 BauNVO Einrichtungen fiir
soziale und kulturelle Zwecke allgemein zulassig.

Gesundheitseinrichtungen, Kindergarten und Spiel- und Sportplatze sind in Firstenberg/Havel
bedarfsgerecht vorhanden. In sidwestlicher Richtung befindet sich 2 Kindergarten. Eine weitere
KiTa ist von privater Seite aus in der nahgelegenen Bahnhofstrae geplant. Die Schaffung einer
weiteren KiTa bzw. ein zusatzliches Angebot zu Kinderbetreuung ist im Plangebiet derzeit nicht
vorgesehen. Die Grundschule Flrstenberg liegt ca. 1,5 km siidlich des Plangebiets. Dartber hin-
aus gibt es seit 2019 die ,Freie Naturschule im Flrstenberger Seenland“ (Oberschule mit inte-
grierter Grundschule). Zum Beginn des Schuljahres 2021/2022 erfolgte der Umzug in das Ge-
baude des ehemaligen Brandenburgischen Forstmuseums in der Rathenaustralie (ca. 200 m
entfernt vom Schlossgelande). Weiterfihrende Schulformen wie Gymnasien sind in Gransee und
Neustrelitz angesiedelt.

Kita- und Hortbedarfsplan

Die sich in der Nahe vom Vorhabengebiet befindlichen Kitas ,Kleine Strolche® mit 53 % Belegung
und ,Spatzennest‘ mit 89 % Belegungweisen ausreichende Kapazitaten auf. Der Bedarf an Kita-
platzen kann selbst unter worst-case Annahmen aus dem Kita-Bedarfsplan bis 2030 gedeckt
werden. Fur den Bereich Hort wird langfristig eine Kapazitatserhéhung als sinnvoll erachtet, kurz
bzw. mittelfristig werden die Kapazitaten jedoch als ausreichend bewertet.

Schulentwicklungsplan

Rechnet man das Potenzial der neu entstehenden Wohneinheiten (vgl. Kapitel 11.1.1) mit dem
Ublichen Rechnungsweg des Bedarfs nach Schulplatzen entsteht durch die Planung ein Bedarf
von 10 zusatzlichen Grundschulplatzen, ein Bedarf von 7 zusatzlichen Oberschulplatzen sowie 3
Oberstufenplatzen, der im gesamten Landkreis abgedeckt werden kann. Der Rechnungsweg be-
rechnet die Anzahl der Wohneinheiten x2 Einwohner und davon wird 1% je Jahrgang an Bedarf
angerechnet. Fur 6 Jahre Grundschule sieht der Rechnungsweg beispielsweise wie folgt aus: 83
WE x2 = 166 x0,01 = 1,66 x6 = 9,96 - 10 Grundschulplatze. Da nicht alle Schiler in die Ober-
stufe gehen, wird in der Regel an der Stelle der Bedarf um 50% verringert. Daher waren vsl. nur
1,5 zusatzliche Oberstufenplatze im Landkreis erforderlich.
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Es ist angedacht, die zwei Grundschulen der Stadt Firstenberg/Havel zu modernisieren. Ge-
mal Prognose Uber die Jahresverteilung wird mit einem Bedarf von 10 zuséatzlichen Grund-
schulplatzen gerechnet. Fir Grundschulen wird von einer langfristig gesicherten Versorgung
ausgegangen (S. 110 Schulentwicklungsplan).

Im Landkreis Oberhavel gibt es insgesamt sechs Gymnasien, drei Gesamtschulen sowie drei
Oberschulen, zwei Oberstufenzentren und funf Férderschulen. Zur prognostizierten Auslastung
der Oberschulen werden im Schulentwicklungsplan keine verbindlichen Aussagen getroffen. Je-
doch wurden und werden laut Schulentwicklungsplan einige Gymnasien erweitert. Gemaf Prog-
nose Uber die Jahresverteilung wird mit einem Bedarf von 7 zusatzlichen Oberschulplatzen ge-
rechnet. Von einer ausreichenden Versorgung wird ausgegangen.

Im Geltungsbereich ist kein Kinderspielplatz geplant, es befindet sich jedoch im gegeniberlie-
genden Stadtpark ein &ffentlicher Spielplatz. Das Gelande weist zudem ausreichend Griin- und
Freiflachen auf. Da Firstenberg/Havel von Wasser umgeben ist, sind Angebote des Wasser-
sports umfangreich vertreten. Kulturelle Angebote finden sich aufgrund der zentralen Lage direkt
angrenzend an das Plangebiet. Es gibt Museen, eine Bibliothek und Ausstellungen uvm. Im Um-
kreis befinden sich mehrere allgemeinmedizinische Praxen, 2 Zahnarzte, 3 Apotheken, Physio-
therapien sowie Angebote zur Seniorenbetreuung- und pflege. Ein drastischer Anstieg der Inan-
spruchnahme dieser Infrastrukturen ist durch den Bebauungsplan nicht zu erwarten.

Erhaltung, Erneuerung, und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile und zentraler Versorgungs-
bereiche (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB)

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan werden die Bebauung und stadtebauliche Neuordnung des
derzeit brachliegenden Schloss Firstenberg ermdglicht. Auswirkungen auf zentrale Versor-
gungsbereiche sind auf Grund der Festsetzung des allgemeinen Wohngebiets nicht zu erwarten.

Belange von Baukultur, Denkmalschutz und Ortsbildpflege (§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB)

Das unter Denkmalschutz stehende und derzeit brach liegende Schloss Flrstenberg soll mittels
dieses Bebauungsplans einer neuen Nutzung zugeflihrt und somit erhalten werden. Der Bebau-
ungsplan bereitet keine Anderung der duReren Gestalt des Gebaudes vor. Die zum Schloss ge-
horende, derzeit brachliegende, Grinanlage soll behutsam neu geordnet und aufgewertet wer-
den, marode bauliche Nebenanlagen (wie z. B. die ehem. Klaranlage) sollen zurlickgebaut wer-
den.

Erfordernisse fur Gottesdienst und Seelsorge (§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB)

Auswirkungen sind nicht zu erwarten.

Belange des Umweltschutzes (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB)

Die Belange des Umweltschutzes erfahren im Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstlick® Be-
riicksichtigung. Wie im Kapitel 1.3.3.3 Okologie/ Freiflachen sowie im Kapitel 1.5.4 beschrieben,
weist das Plangebiet grofitenteils brachliegende Flachen mit teils vorbelasteten Béden auf. Nach
Plandurchflihrung werden die Altlasten gréfitenteils beseitigt sein.

Artenschutzrechtliche Konflikte kénnen gemafR den Ergebnissen des Artenschutzberichts durch
die Beachtung von Bauzeitenregelungen und KompensationsmaRnahmen im Rahmen des Bau-
genehmigungs- / Anzeigeverfahrens vermieden werden.

Die verbleibenden im Kapitel Ill.1 beschriebenen Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere
die Auswirkungen auf die Vogel- und Fledermausarten als wesentliche Tierarten werden als nicht
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erheblich bewertet. Dies geschieht vor dem Hintergrund der Innenentwicklung, durch die Wie-
dernutzbarmachung bereits friher baulich genutzter Flachen und im Rahmen der Wirdigung aller
vertraglich gesicherten Mallnahmen zum Schutze und zum Erhalt der genannten Arten.

Ausgleichende MalRRnahmen fiir durch die geplanten Festsetzungen vorbereiteten Eingriffe sind
nicht erforderlich, da sie gemaR § 13b und § 13a Abs. 2 Satz 4 BauGB im Sinne des § 1a Abs. 3
Satz 6 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulassig gelten.

Belange der Wirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB)

Die Belange der Wirtschaft finden im Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® insofern Be-
ricksichtigung, als dass gemaf § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO ausgewahlte Betriebe der gewerbli-
chen Wirtschaft und des Handels nicht ausgeschlossen werden, sofern sie der Versorgung des
Gebiets dienen und von ihnen keine stérende Wirkung ausgeht. Der Mobilfunkausbau ist nicht
Gegenstand der Festsetzungen des Bebauungsplans, dahingehende Bedarfe wurden wahrend
der Tragerbeteiligungen nicht vorgebracht.

Die Durchfihrung des Bebauungsplanverfahrens gibt den Eigentiimern der Grundstlicke die Bau-
rechte, die im Einklang zu den stadtebaulichen Zielen der Stadt Firstenberg/Havel stehen.

Belange der Mobilitat der Bevolkerung, Verkehrsbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB)

Das Plangebiet ist durch offentliche Verkehrsflachen erschlossen und an den éffentlichen Perso-
nennahverkehr angeschlossen. Die vorhandenen Anlagen zur VerkehrserschlieRung sind ausrei-
chend dimensioniert, ausbaubar und werden durch die Planung in ihrer Funktion nicht beeinflusst.
Infrastrukturen fir die Elektromobilitdt werden durch die Planung nicht verhindert. Die zentrale
Lage fordert zudem die Stadt der kurzen Wege. Wesentliche Infrastrukturen des taglichen Lebens
kénnen einfach zu Fuld erreicht werden.

Belange der Verteidigung sowie der zivilen Anschlussnutzung von Militrliegenschaften
(§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB)

Die Belange der Verteidigung werden nicht beruhrt.

Ergebnisse von stadtebaulichen Entwicklungskonzepten (§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB)

Die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 15 ,Schlossgrundstiick” berticksichtigen die Aussa-
gen sonstiger Entwicklungskonzepte (siehe dazu Kapitel 1.4.).

Belange des Hochwasserschutzes (§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB)

Die Erstellung von Gefahrenkarten und Risikokarten gemaf § 74 WHG obliegt der obersten Was-
serbehdrde. Fur Flrstenberg/Havel existiert keine Risikokarte. Belange des Hochwasserschut-
zes sind nach derzeitigen Erkenntnissen nicht berihrt.

Belange des von Fllchtlingen und Asylsuchenden (§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB)

Die Belange von Fluchtlingen und Asylsuchenden werden nicht betroffen. Die Schaffung zusatz-
lichen Wohnraums birgt das Potenzial zusatzlich frei werdenden Wohnraums fiir Asylsuchende.
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Belang fiir die ausreichende Versorgung mit Grin- und Freiflachen (§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB)

Der Bebauungsplan setzt eine private Parkanlage mit Wegen fest, welche mittels Gehrechten
zugunsten der Offentlichkeit zu belasten sind. Somit kann die Planung hier einen positiven Beitrag
leisten, da das Gelande derzeit nicht 6ffentlich zuganglich ist.

Sparsamer Umgang mit Grund und Boden (§ 1a Abs. 2 BauGB)

Die im Geltungsbereich gelegenen Flachen weisen aufgrund ihrer besonderen Lagegunst inmit-
ten eines bestehenden Siedlungsbereichs mit guter Anbindung an den 6éffentlichen Personen-
nahverkehr sowie aufgrund der anthropogenen Vorpragung eine besondere Eignung fir die
Nachverdichtung auf. Bestehende technische Infrastruktureinrichtungen und Stra3enverkehrsfla-
chen kénnen genutzt und erweitert werden, ohne diese neu anzulegen. Die Aktivierung von FIa-
chenpotentialen innerhalb bereits besiedelter Ortsteile entspricht diesem Belang in hohem Malie.

Erfordernisse des Klimaschutzes (§ 1a Abs. 5 BauGB)

Die Erfordernisse des Klimaschutzes finden in den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 15
~ochlossgrundstiick” Bericksichtigung. Inmitten des Wohngebietes soll eine Parkanlage entste-
hen. Hierdurch wird die Aufheizung der Flachen vermieden. Bei der Planung wurde Wert darauf
gelegt, bestehende Baume zu erhalten (als Teil der Grinflache nicht gesondert festgesetzt).
Hinzu kommt eine geringe Auslastung der Baugebietsflache. Das Ziel der Stadt der kurzen Wege
kann hier ebenfalls angesetzt werden. Arbeitsplatze und die Infrastruktur des taglichen Lebens
koénnen fulBlaufig oder mit dem Fahrrad erreicht werden.

Bei Neuerrichtung von Gebauden gelten die zum Zeitpunkt der Errichtung gultigen gesetzlichen
Anforderungen, insbesondere die anlagenbezogenen Anforderungen aus dem Energiefachrecht
(GEG). Hierdurch ist hinreichend gesichert, dass bei Errichtung von Neubauten nachhaltige und
zukunftsfahige Okologische Standards beriicksichtigt werden, die auch den Erfordernissen des
Klimaschutzes entgegenkommen.

Private Belange
Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevolkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB)

Mit der Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets im Plangebiet, die weitere Flachen im In-
nenstadtbereich einer vertraglichen Wohnnutzung zufihrt, kann dem Belang Rechnung getragen
werden. Insbesondere die Siedlungsstruktur im geplanten Wohngebiet ist fir die Errichtung von
Reihenhausern, die im Regelfall im Eigentum der Nutzer stehen, gut geeignet.

Eigentums- und Eigentiimerrechte

Die Festsetzungen des Bebauungsplans ermdglichen den Grundstiickseigentimern im Plange-
biet eine bauliche Nutzung ihrer Grundstiicke. Wesentliche Nutzung wird das Wohnen sein. Die
im allgemeinen Wohngebiet ausgeschlossenen Betriebstypen Verwaltungsgebaude, Tankstellen
und Gartenbaubetriebe sind im Bestand nicht vorhanden.

Mit der Festsetzung sind mit Ausnahme eines Eigentiimers keine bestehenden Rechte berthrt.

Far die Grundstiicksbereiche, die gemal} den derzeit geltenden Bestimmungen des § 35 BauGB
nicht bebaubare Grundstlicksteile betreffen, wird mit den Festsetzungen erstmals Baurecht ge-
schaffen und eine bauliche Nutzung der Grundstiicke ermdglicht (vgl. Kapitel I.3.4 geltendes Pla-
nungsrecht).
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lll. Auswirkungen des Bebauungsplans

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sollen ein innerstadtisches Wohngebiet langfristig pla-
nungsrechtlich sichern und im Sinne der Innenentwicklung weitere Flachen im besiedelten und
erschlossenen Bereich fur die Errichtung benétigter Strukturen zur Verfigung stellen. Bei den
Flachen handelt es sich um langjahrig brachliegende bzw. untergenutzte Flachen im Innenstadt-
bereich, die im Rahmen der Neuordnung fiir eine bauliche Entwicklung erschlossen und zuktinftig
entsprechend ihrer Lagegunst genutzt werden sollen.

Das Bebauungsplanverfahren wird als Bebauungsplanverfahren der Innenentwicklung unter Ein-
beziehung von Aufenbereichsflachen gemaf § 13b BauGB durchgefihrt (vgl. Kap. I.1). Ausglei-
chende MalRnahmen fiir durch die Festsetzungen vorbereitete Eingriffe sind nicht erforderlich, da
sie gemal § 13a Abs. 2 Satz 4 BauGB im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB als vor der
planerischen Entscheidung erfolgt oder zulassig gelten.

Die abwagungserheblichen Belange insbesondere nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB sind
dennoch bei der Planung zu berlcksichtigen. Deshalb wurden die Auswirkungen auf die Umwelt
im Planverfahren im Folgenden geprift und bewertet.

lll. 1. Auswirkungen auf die Umwelt

lll. 1. 1. Artenschutzpriifung

Die Artenschutzprifung mit dem Titel ,Faunistische Standortuntersuchung zur Avifauna, Fleder-
mausfauna, Bieber und zum Vorkommen der Zauneidechse im Bereich des geplanten Bauvor-
habens Unter den Linden 58 in 14798 Furstenberg/Havel” (Buro fur faunistisch-dkologische Fach-
gutachten; Stand: 26. Januar 2022) untersucht neben der Avifauna, Fledermausfauna und Zau-
neidechsen auch eine gemeldete Bibersichtung.

Verbotstatbestinde gemaR § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3 BNatSchG
Avifauna

Eine Auslésung von Verbotstatbestanden ist die Avifauna nicht zu erwarten. Empfohlen wird eine
Bauzeitenregelung im Baugenehmigungsverfahren. Aulerdem kdnnen wegfallende Brut- und
Nistplatze durch geeigneten Ersatz kompensiert werden. Eine 6kologische Baubegleitung ist
nicht erforderlich. CEF MalRnahmen werden fir die Arten Blaumeise, Gartenbaumlaufer, Haus-
rotschwanz, Kohimeise, Star, Sumpfmeise und Turmfalke im Umkreis nétig. Nach Umsetzung
dieser Malinahmen kénnen keine negativen Einflisse erwartet werden.

sAls vorgezogene Ausgleichsmalinahmen (sogenannte CEF-MalRnahmen) ist bei den in Tabelle
2 mit xx gekennzeichneten Arten die Anbringung artspezifisch geeigneter Ersatznistkdsten im
Winterhalbjahr, vor Beseitigung der bisher genutzten Strukturen, an Bdumen und Gebéduden im
unmittelbaren Umfeld in ausreichender Anzahl, meist hinreichend zur Erfiillung der Anforderun-
gen des § 44 Abs. 5 BNatSchG.“ S. 12 des Gutachtens. Weitere Anlagebedingte und Betriebs-
bedingte Auswirkungen auf Arten oder Individuen sind nicht zu erwarten.

Fledermause

Die im Plangebiet vorkommenden Fledermausarten sind der Abendsegler, die Breitfligelfleder-
maus, die Mickenfledermaus, die Zwergfledermaus und die Wasserfledermaus. Viele Arten Utber-
fliegen das Gebiet und nutzen es als Jagdgebiet. Manche der Arten kénnten Baumhdhlen oder
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den alten Gebaudebestand zudem als Wochenstube oder Winterquartier nutzen. Die die beste-
hende Bausubstanz wurde aufgrund ihrer grundsatzlichen Eignung zudem auf Fledermauswin-
terquartiere untersucht doch die Priifung ergab keinen Hinweise auf eine solche Nutzung.

Die Toétung einzelner Individuen sowie die Stérung in der Fortpflanzungszeit kann durch eine
Bauzeitenregelung im Baugenehmigungsverfahren vermieden werden. Geeignete CEF Mal3nah-
men sind hier erforderlich. Dies kénnte beispielsweise die Anbringung kunstlicher Fledermaus-
quartiere sein. Aufgrund der verschiedenen vorkommenden Arten sind die Anspriiche an diese
Quartiere mit einem Fledermausexperten abzustimmen.

Zauneidechse

Zum Zeitpunkt der Begehung des Gutachters, gab es keine Hinweise auf ein Vorkommen dieser
Art. Somit sind auch keine Beeintrachtigungen zu erwarten.

Biber

Eine direkte Ansiedelung konnte nicht nachgewiesen werden. Durch die Stadt Flrstenberg/Havel
wurde im Jahr 2020 auf Grundlage einer Genehmigung eine Biberburg entfernt. Im Jahr 2021
gab es jedoch keine weitere Bautatigkeit. Biber nutzen Randbereiche des Plangebiets als Nah-
rungsflache oder zur Uberquerung. Eine neuerliche Ansiedlung des Bibers kann fiir die nachsten
Jahre nicht ausgeschlossen werden, da sich die Gewasser rings um das Plangebiet gut eignen
wirden. Eine Uber die bereits im Bestand hinausgehende Stérung des Bibers durch die Umset-
zung der Planung ist nicht zu erwarten. Neu zu pflanzende Baume sollten vor einer ,Nutzung®
des Bibers geschitzt werden.

lll. 1. 2. Schutzgiter gem. § 2 UVPG

Schutzgut Mensch

Gegenstand der Planung ist die stadtebauliche Entwicklung eines Gebiets, das schutzgutrele-
vante Vorbelastungen aufweist.

Maogliche Beeintrachtigungen der festgesetzten Nutzungen durch Verkehrslarm wurden im Rah-
men einer schalltechnischen Untersuchung betrachtet. Dabei wird deutlich, dass sich durch die
Umsetzung der Planung keine wesentlichen Verschlechterungen zum Bestand ergeben. Eine
wesentliche Verscharfung der Situation tritt — auch fur benachbarte Anwohner — durch die Pla-
nung nicht ein (vgl. Kapitel 1.5.2.1). Die Umsetzung der Planung fiihrt zu einer geringfligig erhoh-
ten Verkehrsbelastung auf den angrenzenden Stral’en gegeniiber dem bestehenden Planungs-
recht. Das Verkehrsgutachten bescheinigt dem Stra3ennetz jedoch weiterhin eine gute Elastizi-
tat.

Die Altlastenuntersuchung ergab zudem, dass sowohl Béden, als auch Bausubstanz im Bestand
zu einer Gefahrdung der Gesundheit fihren kdnnen. Nach der Umsetzung der Planung und den
daflr erforderlichen Bodensanierungen kann hier von Verbesserungen zum Stand vor der Pla-
nung ausgegangen werden.

Schutzgut Boden

Im Plangebiet treten Gberwiegend Vorbelastungen aufgrund der vormaligen Nutzungen im Boden
auf. Nach der Durchflihrung der Festsetzungen ist von einer Verbesserung der Belastung im Bo-
den auszugehen. Die Entstehung neuer Belastungen ist durch die Nutzung als allgemeines
Wohngebiet nicht zu erwarten. Eine Uberschreitung der Orientierungswerte der Grundflachenzanhl

35



Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® Stadt Firstenberg/Havel
Satzungsexemplar der Begriindung
Stand: 19.10.2022

gemal § 17 BauNVO wird durch die Planung nicht vorbereitet. Regenwasser, das nicht auf den
Baugrundstlicken versickern kann, soll fir das Plangebiet liber ein Kanalsystem in die Angren-
zenden Gewasser eingeleitet werden.

Schutzqut Wasser

Regenwasser, was nicht auf den Baugrundstiicken versickern kann, soll fur das Plangebiet tUber
ein Kanalsystem in Richtung der angrenzenden Gewasser abgefihrt. Insgesamt sind vor dem
Hintergrund der Vorschriften keine wesentlichen Auswirkungen auf das Grund- und Oberflachen-
wasser zu erwarten.

Schutzgut Klima / Luft

Die Auswirkungen auf das Klima sind gegentber der Bestandsituation bzw. dem heute geltenden
Planungsrecht als gering einzuschatzen. Die Flache lag brach. Die geplanten Baukdrper werden
an die neuen Anspriiche des Gebaudeenergiegesetzes (GEG) angepasst errichtet. Die Auswir-
kungen auf das Kleinklima werden aufgrund der geringen baulichen Dichte und der Parkanlage
im Kern des Plangebiets gering ausfallen. Der Bebauungsplan der Innenentwicklung ist zudem
geeignet, die ,Stadt der kurzen Wege*“ zu ermoglichen, welche zum Inhalt hat, dass Bewohner
weite klimaschadliche PKW-Fahrten meiden, da alle fir sie relevanten Anlaufstellen (Nahversor-
gung, Beruf, sonstige stadtische Infrastrukturen) ful3laufig oder mit dem Fahrrad erreichbar sind.

Schutzgut Pflanzen und Tiere

Im Plangebiet sind keine geschutzten Biotope bekannt. Die Flachen hinter dem Schloss, die auf
Grundlage der geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs zuklinftig erstmals bebau-
bar sind, weisen einen ruderalen Aufwuchs unterschiedlicher Dichte auf, der auch freie Stellen
bzw. Flachen mit offenem Boden aufweist. In Teilbereichen befinden sich Millablagerungen, ein
Bauschutthaufen und sonstige Altlasten. Bei einer Bebauung ist im Zuge der Baumafinahmen mit
einem Verlust der Vegetation zu rechnen. Ziel der Griinplanung ist es den bestehenden Baum-
bestand zu erhalten, neue Bepflanzungen anzulegen und zu erhalten um so einen Parkcharakter
zu schaffen. Des Weiteren sollen die 5 Meter um den Uferbereich mit einer Pflanzbindung belegt
werden, um dort einen naturnahen Raum langfristig zu sichern. Die Auswirkungen auf die Flora-
und Fauna werden als gering eingestuft und lassen sich mittels Bauzeitenregelung und CEF-
Mafnahmen beinahe ganzlich vermeiden.

Avifauna

Unter Einhaltung der in der Artenschutzprifung genannten SchutzmafRnahmen, kann eine Ver-
schlechterung ausgeschlossen werden — insg. kénnten sich durch die ausgleichenden Mal3nah-
men sogar neue Lebensraume bieten. Aufgrund der geringen baulichen Dichte, der geplanten
Parkanlage und den Heckengarten dirften genug neue Nahrungsflachen, Brut- und Nistplatze
entstehen.

Allgemeine Hinweise zu moglichen Beeintrachtigungen durch BaumaBnahmen

Soweit die Berdumung von Vegetationsbestanden Baumen und Gebauden zur Durchflihrung von
notwendigen MalRnahmen unabdingbar ist, sind diese Handlungen nur unter der Bedingung zu-
I&ssig, dass damit einhergehend weder aktuell belegte Nester so genannter freibritender Vogel
zerstort werden oder die Tiere selbst zu Schaden kommen noch ein ggf. aktuelles Aufzuchtge-
schehen durch die Arbeiten derart gestort wird, dass die Altvogel die Jungenaufzucht aufgeben.
Soweit Vegetationsbestande als Schutzgeholz fur noch nicht selbstandige Jungvogel und damit
als besonders geschitzte Lebensstatte im Sinne der Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 Nr. 1

36



Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® Stadt Firstenberg/Havel
Satzungsexemplar der Begriindung
Stand: 19.10.2022

BNatSchG fungieren, sind daher auch diese bis zur Selbstandigkeit der Jungvdgel im Bestand zu
belassen. Um die Einhaltung der Bedingungen wahrend der Brutsaison zu gewahrleisten, dirfen
die Niststatten sowie Vegetationsbestiande oder Baume erst nach vorheriger Kontrolle durch eine
nachweislich fachkundige Person entfernt werden.

Schutzgut Landschaft / Erholung

Die Umsetzung der Planung hatte eine Veranderung des Landschaftsbildes bzw. dem stadti-
schen Charakter der Stadt Firstenberg/Havel zur Folge. Insgesamt soll aber der Parkahnliche
Charakter rund um das Baudenkmal erhalten und neugestaltet werden sowie weiterhin der Of-
fentlichkeit zuganglich bleiben. Eine Verschlechterung kann zur vormaligen Brachflache nicht er-
kannt werden. Die Durchwegung wird zudem noch durch eine neue Briicke Uber die Schulhavel
vereinfacht.

Schutzgut Kultur und sonstige Sachgiiter
In Bezug auf das Schutzgut sind keine Auswirkungen erkennbar.

Zusammenfassung der Umweltauswirkungen

Der Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® soll als Bebauungsplan der Innenentwicklung
unter Einbeziehung von Auflenbereichsflachen im beschleunigten Verfahren nach § 13a und
§ 13b BauGB aufgestellt werden. Eingriffe in Natur und Landschaft gelten als im Sinne des § 1a
Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulassig. Ein naturschutz-
rechtlicher Ausgleich ist daher nicht erforderlich. Dennoch soll ein 5 Meter Breiter Schutzstreifen
um den Uferbereich herum mit einer Pflanzbindung belegt werden, um dort einen naturbelasse-
nen Bereich zu sichern. Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Festsetzungen des
Bebauungsplans keine erheblichen Auswirkungen auf die bestehende Umwelt haben werden.
Vielmehr entspricht die vorliegende Planung den Zielen einer nachhaltigen Stadtentwicklungspo-
litik und setzt die gesetzlichen Anforderungen an einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden
um, indem er eine innerstadtische Brachflache in einer gut erschlossenen Lage einer neuen Nut-
zung zufuhrt.

lll. 2. Auswirkungen auf die soziale Infrastruktur

Es sind keine wesentlichen Auswirkungen auf die soziale Infrastruktur erkennbar.

lll. 3. Auswirkungen auf den Verkehr

Das Plangebiet ist 6stlich durch eine 6ffentliche Verkehrsflache erschlossen und an den 6ffentli-
chen Personennahverkehr angeschlossen. Die vorhandenen Anlagen zur VerkehrserschlieRung
sind ausreichend dimensioniert und werden durch die Planung nicht in ihrer Funktion beeinflusst.
Durch die neuen Nutzungen wird das Verkehrsnetz voraussichtlich geringfligig starker belastet,
jedoch beurteilt das Verkehrsgutachten die Verkehrsqualitat weiterhin als gut. Die innerstadtische
Lage kann positiv dazu beitragen, dass die Auswirkungen auf den Verkehr niedriger ausfallen.

lll. 4. Auswirkungen auf Wohnbedirfnisse und Arbeitsstatten

Durch die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets wird die Versorgung der Bevolkerung mit
Wohnraum verbessert, in dem das bestehende Angebot durch die Ansiedlung von Wohnraum
auf bislang brachliegenden Flachen vorbereitet wird.
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Auswirkungen auf bestehende Wohnnutzungen innerhalb und aufRerhalb des Plangebiets sind
nicht zu erwarten.

Negative Auswirkungen auf Arbeitsstatten kdnnen ausgeschlossen werden. Vorhandene Be-
triebe genielen Bestandsschutz. Da im Umfeld des Plangebiets bereits Wohnnutzungen im Be-
stand vorhanden sind und weitere Wohnnutzungen vorgesehen sind, bleibt die immissionsschutz-
rechtliche Beurteilung auf hohem Niveau

lll. 5. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung der
Stadt Furstenberg/Havel

Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung sind derzeit nicht bekannt. Das vom
Eigentimer zu errichtende Briickenbauwerk wird nach Fertigstellung in die Offentliche Hand
Ubergeben.

Zwischen dem Flacheneigentimer und der Stadt wurde am 20.10.2021 bereits eine stadtebauli-
che Vereinbarung zur Kosteniibernahme flr das Bauleitplanverfahren sowie fir erforderliche Gut-
achten und Untersuchungen abgeschlossen.

IV. Verfahren

IV. 1. Aufstellungsbeschluss

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Furstenberg/Havel hat auf seiner Sitzung vom
26.08.2021 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 15 ,Schlossgrundstuck® im beschleunigten
Verfahren gemal § 13b BauGB beschlossen. Der Geltungsbereich flr das gemaf § 13b BauGB
durchzufihrende Aufstellungsverfahren (unter Einbeziehung einer Innenbereichsflache, fur die §
13a BauGB anzuwenden ist) betragt 30.835 m2. Ziel ist die Entwicklung eines neuen Wohnquar-
tiers, was sich Uber die Innen- und AulRenbereichsflachen erstreckt, die Schaffung von PKW-
Stellplatzen sowie eine funktionierende innere Erschliel3ung.

IV. 2. Beschleunigtes Verfahren gemaR § 13a und § 13b BauGB

Der Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® wird im beschleunigten Verfahren gemaf § 13a
und § 13b aufgestellt. Dabei liegt das bestehende Schlossgebaude im Bereich der Innenentwick-
lung gemal § 13a und die dahinterliegenden Flachen sollen als Aufienbereichsflachen in das
Verfahren gemaf § 13b BauGB einbezogen werden (siehe hierzu die Kapitel 1.2 und 11.1).

IV. 3. Friihzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit

Auch wenn gemal § 13b Satz 1 BauGB i.V. m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB und § 13 Abs. 2 Nr. 1
BauGB von der Unterrichtung und Erérterung nach den §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abge-
sehen werden kann, wurde im Zuge dieses Verfahrens eine frilhzeitige Unterrichtung der Offent-
lichkeit vorgenommen. Die Anklndigung erfolgte am 03.09.2021 im Amtsblatt der Stadt Firsten-
berg/Havel sowie zusatzlich in den Bekanntmachungskasten der Stadt.

Zum Auftakt erhielten am 30.09.2021 um 16.00 Uhr im Saal des Schlosses interessierte Burger
die Gelegenheit sich Gber das geplante Vorhaben zu informieren und Einsicht in die Planunterla-
gen zu nehmen. Zahlreiche Blrger nutzten diese Gelegenheit.

Zudem wurden die folgenden Unterlagen im Rathaus der Stadt Furstenberg/Havel vom
30.09.2021 bis einschlieRlich 14.10.2021 &ffentlich ausgelegt.
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Die beabsichtigte Planung wurde anhand folgender Informationsmaterialien dargelegt:
e stadtebaulich hochbauliches Konzept inkl. Beschreibung der stadtebaulichen Ziele
e ein friher Entwurf des Bebauungsplans

Insgesamt 4 Personen haben zu der Planung Stellung genommen.

Aus den Stellungnahmen ergab sich eine Anderung der Planung. Die im Konzept lediglich ange-
dachte Briicke Uber die Schulhavel im Suden, wurde nun als Flache mit Geh- und Fahrrecht im
Bebauungsplan festgesetzt. Die vollstandige Auswertung der vorgebrachten Stellungnahmen der
frihzeitigen Unterrichtung der Offentlichkeit kann im Rathaus Fiirstenberg/Havel zu den Dienst-
zeiten eingesehen werden.

IV. 4. Fruhzeitige Beteiligung der Behorden und der sonstigen Trager 6f-
fentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden

Von der frihzeitigen Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange sowie
der Nachbargemeinden gem. § 4 Abs. 1 BauGB wurde gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m.
§ 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen.

IV. 5. Beteiligung der Behorden und sonstiger Trager offentlicher Belange
gemal § 4 Abs. 2 BauGB

Die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange wird vom 14.02.2022
bis einschliellich 18.03.2022 durchgeflihrt.

Aus der Beteiligung der Behdérden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2
BauGB ergibt sich keine Veranderung der grundsatzlichen Zielstellung des Bebauungsplans
Nr. 15 ,Schlossgrundstiick®. Die Bertcksichtigung der vorgebrachten Stellungnahmen fiihrt je-
doch zu folgenden Erganzungen im Bebauungsplanentwurf:

Redaktionelle Anderung der textlichen Festsetzung Nr. 2
Redaktionelle Anderung der textlichen Festsetzung Nr. 4

Anderung der textlichen Festsetzung Nr. 5 (neue Planung TF 9)
Streichung der textlichen Festsetzung Nr. 6

Anderung der textlichen Festsetzung Nr. 7 (neue Planung nun TF 5)
Anderung der textlichen Festsetzung Nr. 9 (neue Planung nun TF 7)
Anderung der textlichen Festsetzung Nr. 10

AuBRerdem gab es redaktionelle Anderungen in der Begriindung und der Planzeichnung.

Die vollstandige Auswertung der vorgebrachten Stellungnahmen der Beteiligung der Behdrden
und sonstigen Trager offentlicher Belange kann im Rathaus Firstenberg/Havel zu den Dienst-
zeiten eingesehen werden.

IV. 6. Erneute Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher
Belange gemaR § 4a Abs. 3 BauGB

Aufgrund der Anderungen, die sich aus dem Beteiligungsschritt gemaR § 4 Abs. 2 BauGB erge-
ben haben, werden die betroffenen Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange geman
§ 4a Abs. 3 BauGB erneut um Stellungnahme gebeten. Mit Schreiben vom 30.05.2022 wurden
die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange erneut gebeten bis einschliel3lich
15.07.2022 zum Bebauungsplan Stellung zu nehmen.
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Zur Planung nahmen 7 Behdrden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange Stellung.
Aus der Beteiligung ergab sich eine Anderung der Planung:

Das allgemeine Wohngebiet wurde in zwei allgemeine Wohngebiete WA 1 und WA 2, um
den geltenden Innen- und Auf3enbereich in der Planung darzustellen. Zudem wurde eine
neue textliche Festsetzung gefasst, welche die ausnahmsweise zulassigen Nutzungen ge-
maf § 4 Abs. 3 BauNVO fir das WA 2 vollstandig ausschlief3t.

Die Grundzuge der Planung wurden nicht berihrt.

Die vollstandige Auswertung der vorgebrachten Stellungnahmen der erneuten Beteiligung der
Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange kann im Rathaus Furstenberg/Havel zu den
Dienstzeiten eingesehen werden.

IV. 7. Beteiligung der Offentlichkeit gemiR § 3 Abs. 2 BauGB

Die Beteiligung der Offentlichkeit gemaRk § 3 Abs. 2 BauGB wird nach der Beteiligung der Behor-
den und sonstigen Trager offentlicher Belange geman § 4 Abs. 2 BauGB durchgeflihrt. Der Zeit-
raum wird spatestens sieben Tage vor Beginn ortslblich bekannt gemacht. Das Amtsblatt Aus-
gabe Nr. 6 mit der Bekanntmachung der Beteiligung der Offentlichkeit wurde am 03.06.2022 ver-
dffentlicht. Die férmliche Beteiligung der Offentlichkeit fand vom 13.06.2022 bis 15.07.2022 statt.

Es wurden keine Stellungnahmen seitens der Offentlichkeit vorgebracht.

IV. 8. Erneute beschrankte Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager

offentlicher Belange gemaR § 4a Abs. 3 BauGB

Aufgrund einer Anderung am Bebauungsplan (vgl. Kap. IV.6) wurde der Landkreis Oberhavel
erneut um Stellungnahme gebeten. Die Beteiligung war auf den Landkreis beschrankt, da an-
dere Behdrden und Trager o6ffentlicher Belange von der Anderung nicht berlhrt waren. Die er-

neute beschrankte Beteiligung des Landkreises Oberhavel gemaR § 4 Abs. 3 BauGB erfolgte
mit Schreiben vom 16.09.2022.

Aus der Beteiligung ergaben sich folgende Anderungen und Ergénzungen an der Begriindung
zum Bebauungsplan:

Erganzungen zur raumlichen Abgrenzung des Ausschlusses von Nutzungen im WA 2
Anpassungen zur Abgrenzung der Baugebiete WA1 und WA2

Anderungen an den Planinhalten ergaben sich jedoch nicht, so dass keine weiteren Beteiligun-
gen erforderlich sind.

IV. 9. Erneute Beteiligung der Offentlichkeit gemiR § 4a Abs. 3 BauGB

Aufgrund einer Anderung am Bebauungsplan (vgl. Kap. 1V.6) wird die Planung erneut der Of-
fentlichkeit vorgestellt und um Stellungnahme gebeten.

Die erneute Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 4 Abs. 3 BauGB fand im Zeitraum vom 12.009.
bis 27.09.2022 statt. Bekanntgemacht wurde die Beteiligung im Amtsblatt Ausgabe Nr. 9 vom
02.09.2022.

Es wurden keine Stellungnahmen seitens der Offentlichkeit vorgebracht.
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B. Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022
(BGBI. 1 S. 1353)

Verordnung uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Neufassung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786). Zuletzt geandert durch
Artikel 2 des Gesetzes am 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1807)

Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGB/. 1991/ S. 58), die zuletzt durch Artikel
3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBY/. | S. 1802) geéndert worden ist.

Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Mai

2016 (GVBI. 1/16, Nr. 14) zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 09. Februar 2021
(GVBI. I/21, [Nr.5])

41



Bebauungsplan Nr. 15 ,Schlossgrundstiick® Stadt Firstenberg/Havel

Satzungsexemplar der Begriindung
Stand: 19.10.2022

Anlagen

Fachgutachten

- Altlastenuntersuchung (spiekermann ingenieure gmbh mit Stand vom 12.05.2021)

- Artenschutzbericht (Herr Dipl.-Biolog. T. Teige, mit Stand vom 26.01.2022)

- Baugrundgutachten (Brandenburger Baugrundingenieure und Geotechniker GmbH
mit Stand vom 31.08.2020)

- Entwasserungsnachweis (GURTLER & KAPLAN Ingenieursgesellschaft mbH mit
Stand vom 10.01.2022)

- Kampfmittelprifung (Firma Kampfmittelbergung & Sprengtechnik mit Stand vom
11.03.2021

- Schalltechnische Untersuchung (PEUTZ CONSULT GmbH mit Stand vom
21.01.2022)

- Verkehrsuntersuchung (Freie Planungsgruppe Berlin GmbH mit Stand vom
06.05.2021)

Verfahren

- Auswertung der Beteiligung der friihzeitigen Unterrichtung der Offentlichkeit geman
§ 3 Abs. 1 BauGB

- Auswertung der Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Be-
lange geman § 4 Abs. 2 BauGB

Textliche Festsetzungen

Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind die gemal § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen (Anlagen fur Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen)
unzulassig.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind die gemal § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht stérende
Gewerbebetriebe, Anlagen fir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) unzu-
lassig.

Als zulassige Grundflache des Baudenkmals wird die im zeichnerischen Teil festgesetzte
Uberbaubare Grundstucksflache festgesetzt.

Ein Vortreten von Freisitzen Uber die Baugrenze des Baudenkmals ist zulassig, sofern die
Grundflache von 300 m? sowie eine Tiefe von 3,0 Metern nicht tberschritten wird.

Im allgemeinen Wohngebiet darf die zulassige Grundflache durch die Grundflachen von
Nebenanlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO, bis zu einer Grundflachenzahl von hdchstens
0,6 Uberschritten werden.

Im allgemeinen Wohngebiet sind Stellplatze nur innerhalb der Flache St zulassig. Einzelne
Stellplatze auRerhalb der Flachen St kénnen ausnahmsweise zugelassen werden.
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10.

11.

Die Flache G1 ist mit einem Geh- und Radfahrrecht in einer Breite von 3,5 m zugunsten
der Offentlichkeit zu belasten. Diq Flache G2 ist mit einem Geh- und Radfahrrecht in einer
Breite von 2,8 m zugunsten der Offentlichkeit zu belasten.

In der Flache mit Pflanzbindung ist ein naturnah gestalteter Pflanzstreifen zu erhalten.
Innerhalb dieser Flache sind héchstens 19 Freisitze mit einer Grundflache von jeweils
maximal 18 m? zulassig.

Zum Schutz vor StraBenverkehrslarm missen bei Errichtung, Anderung oder Nutzungs-
anderung von baulichen Anlagen die Aulienbauteile schutzbeduirftiger Aufenthaltsraume
der Gebaude im Geltungsbereich des Bebauungsplans ein bewertetes Gesamt- Bau-
schall- damm-Maf (R'w,ges) aufweisen, das nach folgender Gleichung gemaf DIN 4109-
1:2018-01 zu ermitteln ist:
R'w, ges = La — KRaumart
mit La = maldgeblicher Aulienlarmpegel
mit KRaumart = 30 dB fir Aufenthaltsraume in Wohnungen

= 35 dB fiir Blirordume und Ahnliches.

Die Ermittlung des maldgeblichen AuRenlarmpegels La erfolgt hierbei entsprechend Ab-
schnitt 4.4.5.3 gemal DIN 4109-2:2018-01.

Dabei sind die llftungstechnischen Anforderungen fir die Aufenthaltsraume beispiels-
weise durch den Einsatz von schallgedammten Liftern in allen Bereichen mit nachtlichen
Beurteilungspegeln >50 dB(A) zu berucksichtigen.

Der Nachweis der Erflllung der Anforderungen ist im Baugenehmigungsverfahren zu er-
bringen. Dabei sind im Schallschutznachweis insbesondere die nach DIN 4109-2:2018-
01 geforderten Sicherheitsbeiwerte zwingend zu beachten.

Die zugrunde zu legenden maligeblichen AuRenlarmpegel (La) sind aus den ermittelten
Beurteilungspegeln der Schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 15
"Schlossgrundstiick” in Flrstenberg/Havel vom 21.01.2022 abzuleiten, welches Bestand-
teil der Satzungsunterlagen ist.

Von diesen Werten kann abgewichen werden, wenn nachgewiesen wird, dass die im
Schallgutachten zugrunde gelegten Ausgangsdaten nicht mehr zutreffend sind.

Auf den Uberbaubaren Grundstiicksflachen mit der Festsetzung (G) ist das oberste zulas-
sige Vollgeschoss als Dachgeschoss auszubilden.

Nebenanlagen gemall § 14 BauNVO durfen eine H6he von maximal 4,0 m nicht Uber-
schreiten. Die Dacher sind als Flachdacher auszubilden und zu mindestens 50% zu be-
grinen. Es ist eine mindestens 8 cm dicke Substratschicht aufzubringen. Die festgesetzte
Hohe darf durch technische Aufbauten und Schornsteine Uberschritten werden. Diese
textliche Festsetzung gilt nicht fur die Weiternutzung des Bestandsgebaudes innerhalb
der Flache A-B-C-D-A.

Hinweise

Hinweise auf der Planzeichnung haben keinen Normcharakter, sollten aber im weiteren
Verfahren Beachtung finden. Sie zielen auf winschenswerte Handlungsweisen von Akt-
euren ab (Empfehlung), dienen einer besseren Verstandlichkeit des Plans (Klarstellung),
weisen auf aulderhalb des Planungsrechts liegende gesetzliche Pflichten hin oder geben
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winschenswerte Zielstellungen an, die nicht festgesetzt werden kdnnen oder keinen Fest-
setzungscharakter haben. Folgende Hinweise sind in die Planzeichnung aufgenommen
worden:

Die Planung liegt im Bereich der Bodendenkmale Nr. 70250 und 70257. Entdeckungen
von Bodendenkmalern sind der zustandigen Behdrde unverziglich anzuzeigen (§§ 15 u.
16 DSchG).

Zwischen den Punkten s1-s2-s3-s4-s5-s6-s7-s8 ist die Geltungsbereichsgrenze gleichzei-
tig die Strallenbegrenzungslinie.

Das Schlossgebaude auf dem Grundstick ist als bauliches Einzeldenkmal auf der Lan-
desdenkmalliste unter der ID-Nummer (MIDAS Obj. Nr.) 09165237 eingetragen.

Hinweise zum Arten- und Naturschutz

4.

Vor Durchfihrung von Baumaflinahmen und vor Beseitigung von Vegetationsbestanden
ist zu prufen, ob die artenschutzrechtlichen Verbotsvorschriften des § 44 Abs. 1 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatschG) fir besonders geschitzte Tierarten (z.B. Vogel, Fle-
dermause) gemall § 7 Abs. 2 Nr. 13 b und Nr. 14 ¢ BNatschG eingehalten werden. An-
dernfalls sind bei der jeweils zustandigen Behoérde artenschutzrechtliche Ausnahmege-
nehmigungen (§ 45 Abs. 7 BNatschG) einzuholen. Hieraus kénnen sich besondere Be-
schrankungen / Auflagen fir die Baumalinahmen ergeben. (z.B. Regelungen der Bauzei-
ten, Herstellung von Ersatzquartieren).

Gemal §28 Abs. 2 BNatSchG sind die Beseitigung eines Naturdenkmals gemal Bau-
muntersuchung vom 23.03.2021 (Stieleiche mit der Baumnummer 34) sowie alle Hand-
lungen, die zu einer Zerstdrung, Beschadigung oder Veranderungen eines Naturdenkmals
fuhren kénnen, verboten. Es gelten die Schutzmaflinahmen der DIN 18920.
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PUNKTHOCH

PPPPPPPP

+  SIHOTHLANRS

Legende
Art der baulichen Nutzung

- Allgemeines Wohngebiet

Grinflachen

- private Grlinflache mit der Zweckbestimmung
"Parkanlage"

Wasserflachen

- Wasserflache (Gewasser der Il. Ordnung)

MaB der baulichen Nutzung

Grundflache gemaR § 19 Abs. 2 BauNVO in m? als
GR 225 m? .
Hochstmal

Zahl der zulssigen Vollgeschosse als HochstmaB (z.B. Il).
l(G) (G) Oberstes Vollgeschoss im Dachgeschoss geméaR
textlicher Festsetzung Nr. 10

Bauweise und Baugrenzen

E Baugrenze

MaBnahmen zum Schutz von Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flachen mit Bindung fiir Bepflanzungen

und fiir die Erhaltung von Bdumen, Stréduchern und
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewéassern

Sonstige Festsetzungen

EE Umgrenzung von Flachen fir Stellplatze

Mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Flache

Bebauungsplans Nr. 15 "Schlossgrundstiick”

Abgrenzung unterschiedlicher Arten der baulichen
- Nutzung

Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des
] 9

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

Festsetzung der Dachform als Satteldach mit einer

SD 35°- 45° . : ) .
zulassigen Dachneigung zwischen 35° bis 45°

PUNKTHOCH

Nachrichtliche Ubernahmen/ Hinweise
Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale), die

dem Denkmalschutz unterliegen

@ Naturdenkmal

Das Plangebiet liegt innerhalb der Bodendenkmale
Nr. 70250 und 70257

Verbindungspunkte fiir den Hinweis Nr. 2

Darstellungen ohne Normcharakter (VermaBung)

10,7 Lange in Metern
. Winkel in Grad
ALLGEMEIN
Eisenbahngleis ————————— | Héhe in Meter iiber Hhenbezug = 32.13| GroRpflaster/Kleinpflaster GP/KP
Leitplanke —e———e— | Poller ® | Mosaikpflaster MO
Holmengelander —-©9—6—©6- | Masten: Holzmast (Fernmelde) F® | Lesepflaster LP
Befestigungsartengrenze =~ e Stahlbetonmast (m.Leitungsr.Energiev.)—@—[>| Ziegelpflaster ZP
Nutzungsartengrenze ~  =-eesosese-ooee- Stahlrohrmast (m.Lampe) Betonsteinpflaster BP
Mauer m.Angabe d.Stérke freistehend =02 Stahlgittermast (m.Fahrdraht) [ Altstadtpflaster AP
Stltzmauer e Funkmast ‘ Stralenbeton SB
Bdschung gjgll—l Feuermelder [E]| Plattenbeton PB
Hecke - | Fernsprechstelle Bituminoser Belag BB
Zaun —__ V| HausanschluRkasten (Energiev.) N | Plattenkunststein PK
™ Schaltschrank Rasengitter RG
L=Laubbaum (geschiitzt) Krone=maRst. [\ O 3 s, StraRensenkkasten M| Wasserflache -
N=Nadelbaum (geschiitzt) Krone=maRst. }g’ f:‘o,f Kilometerstein ¢ Qa a
Baum (ungeschiitzt) Krone=maRst. o ™ | Hinweistafel, Warntafel ] > |Laubwald Q a o
Einzelgebiisch aufgemessen ~" (") | verkehrsampel 0—00 Qa a o,
U=Stammumfang , D=Stammdurchmesser ~~ | Warnlichtanlage fur Bahniibergange X | Nadelwald A A A
Warnkreuz fiir Bahniibergénge X Q a L
Schieber W=Wasser G=Gas Ow @G Mischwald A A A
Medien (vorhanden): Wasserzapfstelle, Wasserpumpe Oo— o= Q. a Q a
Schmutzwasser-Kanal ————— | Merkstein,-saule,-tafel a Obstbdume Q@ o a
Regenwasser-Kanal ————p»——— | Grundwasserbeobachtungsrohr o= 0o o a a
Trinkwasser — | Hydrant unterirdisch / oberirdisch (S) 0%-‘ Gebuschfliche © 0 0O
Trinkwasser Lage unsicher ———|Schacht R KX o o
Ventilanbohrschelle mit StraBenkappe OVA G = Gasversorgung F = Fernmeldeanlage | Gartenland
Fernwdrme ———————— | E =Elektrizitatsversorgung H = Heizungsanlage L
W = Trink-und Nutzwasserv. A = Abwasseranlage | Griinland Lt
BAURECHT
Hohe bauliche Anlagen:
Bauliche Anlage vorhanden Schnittlinie (Wand mit Dachhaut) SL
Wandhoéhe WH
Traufhéhe, Firsthdhe TH, FH
Bauliche Anlage beseitigen m Oberkante fertig FuBboden
. . Erdgeschol OKFFEG
Eglﬁélgngélnlage unterirdisch m Oberkante Decke 8I|§D
Oberkante
GRENZDARSTELLUNG MARE UND ZAHLEN DACHFORMEN BAUARTEN
Kreisgrenze (Stadtgrenze) ————— graphisch ermitteltes MaR Satteldach SD -AuRenwéande: Massiv M
Gemeindegrenze e z.B.[10.20] Holz H
Gemarkungsgrenze — rechnerisch ermitteltes MaR  Walmdach WD Asbest-Zement A
Flurgrenze —_— z.B.(10.20) - ) Blech B
Flurstiicksgrenze ——— manuell gemessenes BandmaR zeltdach ZD Glas G
gepl. Flurstiicksgrenze — — — z.B. *10.20 -Bedachung: Pfanne Pf
Grenzpunkt geplantes MaR Pultdach PD I] Pappe Pa
abgemarkt —_—— z.B. 10.00 Asbest-Zement Az
nicht abgemarkt T |geplante/festgesetzte Hhe  Runddach RD| —~ Blech Bl
renalange auf sasis 5—20.23: 5 z.B. X Beton Be
Katasternachweis vorh. interpolierte Hohe Flachdach Schiefer Schi
e e 2022 2B. ©32.15 Glas cl
Katasternachweis (alle MaRe in Meter) Mansarddach MD Plastik Pl

Im Ubrigen gelten die entsprechenden Zeichenvorschriften ZV-Karte sowie die PlanzV90 und die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes.

Die Medieneintragung erfolgte nachrichtlich auf der Grundlage der von den Medientragern zur Verfligung gestellten Bestandsunterlagen.
Es wird keine Gewdhr daftir Gibernommen, dass das dargestellte Baugelande frei von unterirdischen Leitungen und Bauwerken ist.

Sofern der Plan nicht innerhalb eines Jahres nach Fertigstellung (bzw. Ausfertigung) verwendet wird, ist eine Uberpriifung insbesondere
der Héhenangaben erforderlich.

Die dargestellten Grenzen entsprechen dem Katasternachweis. Uber die Lagerichtigkeit der in der Ortlichkeit eventuell vorhandenen
Grenzzeichen wird keine Aussage getroffen.

Hohenbezug NHN Hohensystem DHHN2016

Textliche Festsetzungen

1. Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind die gemaR § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen (Anlagen fur Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen)
unzulassig.

2. Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind die gemaR § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht stérende
Gewerbebetriebe, Anlagen fir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen)
unzulassig.

3. Als zulassige Grundflache des Baudenkmals wird die im zeichnerischen Teil
festgesetzte Uberbaubare Grundstiicksflache festgesetzt.

4. Ein Vortreten von Freisitzen Uber die Baugrenze des Baudenkmals ist zuldssig, sofern
die Grundflache von 300 m? sowie eine Tiefe von 3,0 Metern nicht tberschritten wird.

5. Im allgemeinen Wohngebiet darf die zuléssige Grundflache durch die Grundflachen von
Nebenanlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO, bis zu einer Grundflachenzahl von
hochstens 0,6 Uberschritten werden.

6. Im allgemeinen Wohngebiet sind Stellplatze nur innerhalb der Flache St zulassig.
Einzelne Stellplatze auBerhalb der Flachen St kénnen ausnahmsweise zugelassen
werden.

7. Die Flache G1 ist mit einem Geh- und Radfahrrecht in einer Breite von 3,5 m zugunsten
der Offentlichkeit zu belasten. Die Fléche G2 ist mit einem Geh- und Radfahrrecht in
einer Breite von 2,8 m zugunsten der Offentlichkeit zu belasten.

8. In der Flache mit Pflanzbindung ist ein naturnah gestalteter Pflanzstreifen zu erhalten.
Innerhalb dieser Flache sind hochstens 19 Freisitze mit einer Grundflache von jeweils
maximal 18 m? zulassig.

9. Zum Schutz vor StraRenverkehrsldrm miissen bei Errichtung, Anderung oder
Nutzungsanderung von baulichen Anlagen die Auenbauteile schutzbedurftiger
Aufenthaltsraume der Gebaude im Geltungsbereich des Bebauungsplans ein
bewertetes Gesamt- Bauschall- ddmm-MaR (R‘w,ges) aufweisen, das nach folgender
Gleichung gemafy DIN 4109-1:2018-01 zu ermitteln ist:

R'w, ges = La — KRaumart

mit La = malgeblicher AuBenlarmpegel

mit KRaumart = 30 dB fir Aufenthaltsraume in Wohnungen

= 35 dB fiir Birordume und Ahnliches.

Die Ermittlung des maRgeblichen AuBenlarmpegels La erfolgt hierbei entsprechend
Abschnitt 4.4.5.3 geméaR DIN 4109-2:2018-01.
Dabei sind die IGftungstechnischen Anforderungen fiir die Aufenthaltsraume
beispielsweise durch den Einsatz von schallgeddmmten Liftern in allen Bereichen mit
nachtlichen Beurteilungspegeln >50 dB(A) zu berUcksichtigen.

Der Nachweis der Erfiillung der Anforderungen ist im Baugenehmigungsverfahren zu
erbringen. Dabei sind im Schallschutznachweis insbesondere die nach DIN
4109-2:2018-01 geforderten Sicherheitsbeiwerte zwingend zu beachten.

Die zugrunde zu legenden malgeblichen AuRenlarmpegel (La) sind aus den ermittelten
Beurteilungspegeln der Schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 15
"Schlossgrundstiick” in Furstenberg/Havel vom 21.01.2022 abzuleiten, welches
Bestandteil der Satzungsunterlagen ist.

Von diesen Werten kann abgewichen werden, wenn nachgewiesen wird, dass die im
Schallgutachten zugrunde gelegten Ausgangsdaten nicht mehr zutreffend sind.

10. Auf den Uberbaubaren Grundstticksflachen mit der Festsetzung (G) ist das oberste
zulassige Vollgeschoss als Dachgeschoss auszubilden.

11. Nebenanlagen gemaR § 14 BauNVO dirfen eine Hohe von maximal 4,0 m nicht
uberschreiten. Die Décher sind als Flachdacher auszubilden und zu mindestens 50% zu
begrlnen. Es ist eine mindestens 8 cm dicke Substratschicht aufzubringen. Die
festgesetzte Hohe darf durch technische Aufbauten und Schornsteine tiberschritten
werden. Diese textliche Festsetzung gilt nicht fur die Weiternutzung des
Bestandsgebaudes innerhalb der Flache A-B-C-D-A.

Nachrichtliche Ubernahmen/ Hinweise

1. Die Planung liegt im Bereich der Bodendenkmale Nr. 70250 und 70257. Entdeckungen von
Bodendenkmalern sind der zustindigen Behdrde unverzlglich anzuzeigen (§§ 15 u. 16
DSchG).

2. Zwischen den Punkten s1-s2-s3-s4-s5-s6-s7-s8 ist die Geltungsbereichsgrenze gleichzeitig
die Straflenbegrenzungslinie.

3. Das Schlossgebdude auf dem Grundstiick ist als bauliches Einzeldenkmal auf der
Landesdenkmalliste unter der ID-Nummer (MIDAS Obj. Nr.) 09165237 eingetragen.

Hinweise zum Arten- und Naturschutz

4. Vor Durchfiihrung von Baumafinahmen und vor Beseitigung von Vegetationsbestanden ist zu
prifen, ob die artenschutzrechtlichen Verbotsvorschriffen des § 44 Abs. 1
Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG) fiir besonders geschiitzte Tierarten (z.B. Vogel,
Fledermduse) gemal § 7 Abs. 2 Nr. 13 b und Nr. 14 ¢ BNatschG eingehalten werden.
Andernfalls  sind bei der jeweils zustdndigen Behdrde artenschutzrechtliche
Ausnahmegenehmigungen (§ 45 Abs. 7 BNatschG) einzuholen. Hieraus kdnnen sich
besondere Beschrénkungen / Auflagen fir die Baumafinahmen ergeben. (z.B. Regelungen
der Bauzeiten, Herstellung von Ersatzquartieren).

5. GemaBR §28 Abs. 2 BNatSchG sind die Beseitigung eines Naturdenkmals gemaR
Baumuntersuchung vom 23.03.2021 (Stieleiche mit der Baumnummer 34) sowie alle
Handlungen, die zu einer Zerstérung, Beschadigung oder Veranderungen eines
Naturdenkmals fiihren konnen, verboten. Es gelten die Schutzmalinahmen der DIN 18920.

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. I S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. |
S. 1353)

Verordnung tiber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Neufassung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786). Zuletzt gedndert
durch Artikel 2 des Gesetzes am 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1807)

Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGB/. 1991 / S. 58), die zuletzt durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGB/. | S. 1802) geandert worden ist.

Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.
Mai 2016 (GVBI. /16, Nr. 14) zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
09. Februar 2021 (GVBI. 1/21, [Nr.5])

Verfahrensvermerke

1.

Katastervermerk

Die verwendete Plangrundlage enthélt den Inhalt des Liegenschaftskatasters und
weist die planungsrelevanten baulichen Anlagen sowie Straen, Wege und
Platze vollstandig nach. Sie ist hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile

geometrisch einwandfrei. Die Ubertragung der neuzubildenden Grenzen in der
Ortlichkeit ist einwandfrei mdglich.

FUrStENDErg, deN woccccccccceeieiees s

Datum Hersteller der Planunterlage

2. Ausfertigung

Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am ... . ... .20... die Abwagung der

vorgebrachten Stellungnahmen der Offentlichkeit sowie der Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange geprift und den Bebauungsplan geman
§ 10 BauGB als Satzung beschlossen und die Begrindung gebilligt. Der
Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.

FUrstenberg, den woovvvvivs
Datum Birgermeister

3. Bekanntmachung

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan sowie die Stelle, bei der der
Bebauungsplan auf Dauer wahrend der Dienststunden von jedermann
eingesehen werden kann und Gber dessen Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind
am ........20... im Amtsblatt der Stadt Furstenberg Nr. .../... ortsiblich bekannt
gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Méngeln der
Abwagung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf
Falligkeit und Erléschen von Entschadigungsansprichen (§ 44 BauGB)
hingewiesen worden. Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung in Kraft
getreten.

FUrstenberg, den .ocvvcvvis e
Datum Birgermeister

Stadt Furstenberg/ Havel

Bebauungsplan Nr.15
"Schlossgrundstuck”

- Satzungsexemplar -

Ubersichtsplan
M 1:10.000

Kartengrundlage: LGB
(Landesvermessung und Geobasisinformation Brandenburg)

Stand: 19.10.2022




	Pläne und Ansichten
	Modell


